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Familiennachzugsverfahren von Drittstaatsangehörigen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Das Familiennachzugsverfahren ist im Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG; SR 142.20) 

und im Asylgesetz (AsylG; SR 142.31) geregelt. Im Rahmen der Familienzusammenführung 

von Drittstaatsangehörigen fällt sie in die Zuständigkeit verschiedener Organisationseinheiten 

des Staatssekretariats für Migration (SEM), der Schweizer Vertretungen im Ausland und der 

kantonalen Migrationsbehörden. 

Die vorliegende Weisung zielt darauf ab, die Zuständigkeiten abzugrenzen, die Besonderheiten 

jedes Verfahrens zu präzisieren und die Praxis im Bereich der Familienzusammenführung zu 

vereinheitlichen. Sie wurde gemeinsam mit der Konsularischen Direktion des Eidgenössischen 

Departements für auswärtige Angelegenheiten (EDA), der Vereinigung der kantonalen 

Migrationsbehörden (VKM) und dem SEM erarbeitet. Ergänzend zu dieser Weisung wurden 

eine Länderliste (Anhang I) und Prozessdarstellungen, welche die Prozessschritte und 

Zuständigkeiten grafisch abbilden (Anhang II-III-IV / intern), erarbeitet. 

In diesem Zusammenhang erlassen wir im Einvernehmen mit der KD EDA und der VKM die 

folgenden: 

 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de
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1. Rechtsgrundlagen und Abgrenzung des Verfahrens um Familiennachzug 

Die Familiennachzugsverfahren nach AIG und AsylG unterscheiden sich hinsichtlich der 

anwendbaren Rechtsgrundlagen, den Zuständigkeiten und den Entscheidungsbefugnissen. 

Zusammengefasst können die drei nachstehenden Familiennachzugsverfahren unterschieden 

werden.  

Art und 
Rechtsgrundlage 

Zuständigkeit 

Entgegennahme des Gesuchs Entscheidkompetenz 

Familiennachzug durch 
schweizerische 
Staatsangehörige, 
Personen mit einer 
Niederlassungsbewilligung 
(Ausweis C), einer 
Aufenthaltsbewilligung 
(Ausweis B) oder einer 
Kurzaufenthaltsbewilligun
g (Ausweis L) gemäss Art. 
42 bis 45 AIG 

Schweizer Vertretung im 
Ausland1 

Sie führt eine Vorprüfung durch 
und leitet das Gesuchdossier an 
die zuständige kantonale 
Migrationsbehörde weiter. 

Kantonale 
Migrationsbehörde 

 

Sie prüft und bearbeitet 
das Dossier, falls 
erforderlich mit 
Unterstützung der 
zuständigen Vertretung. 

 

In bestimmten Fällen 
bleibt die Zustimmung des 
SEM vorbehalten. 

Familiennachzug durch 
vorläufig aufgenommene 
Personen (Ausweis F) mit 
oder ohne 
Flüchtlingseigenschaft 
nach Art. 85c AIG 

Kantonale Migrationsbehörde 

 

Sie prüft und vervollständigt das 
Gesuchsdossier und leitet es an 
das SEM (Abteilung Dublin, 
Aufenthalt und Resettlement 
ADAR) weiter. 

 

Falls solche Gesuche 
fälschlicherweise auf einer 
Vertretung eingereicht werden, 
sind diese umgehend an die 
zuständige kantonale Behörde 
weiterzuleiten (weiterführend 
unten Ziffer 3). 

SEM 

Familiennachzug und 
Einbezug in die 
Flüchtlingseigenschaft und 
das Asyl durch originär 
anerkannte Flüchtlinge mit 
Asyl (Ausweis B) nach 
Art. 51 Abs. 1 und 4 
AsylG 

Gesuche nach Art. 51 Abs. 1 
und 4 AsylG sind direkt beim 
SEM (Abteilung Asylverfahren 
und Praxis AAVP) einzureichen; 
Gesuche nach Art. 43 ff. AIG, 
die ebenfalls möglich sind, 
müssen bei den kantonalen 
Behörden eingereicht werden 
(siehe unten Ziffer 4).  

SEM 

 

Der Familiennachzug gestützt auf das Freizügigkeitsabkommen zwischen der EU und der 

Schweiz (FZA) bildet nicht Gegenstand der vorliegenden Weisung. 

 
1. In Besondere Situationen können die kantonalen Migrationsbehörden jedoch ein direkt an sie gerichtetes Gesuch prüfen (siehe Ziff. 2.3.2.3). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_42
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_42
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_85_c
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_51
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_51
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2. Verfahren des Familiennachzugs nach Art. 42 ff. AIG 

2.1 Einleitung 

Ziel des Familiennachzugs ist es, das Familienleben in der Schweiz zu ermöglichen. Es liegt in 

der Verantwortung der gesuchstellenden Personen, welche sich zur Ermöglichung des 

Familiennachzugs auf familiäre Bindungen berufen, den entsprechenden Nachweis zu 

erbringen. Diese Personen sind verpflichtet, bei der Feststellung der für die Anwendung des 

Verfahrens des Familiennachzugs massgebenden Sachverhalts mitzuwirken (Art. 90 AIG). 

Insbesondere müssen sie zutreffende und vollständige Angaben über die für die Regelung des 

Aufenthalts wesentliche Tatsachen machen; die erforderlichen Beweismittel unverzüglich 

einreichen oder sich darum bemühen, sie innerhalb einer angemessenen Frist zu beschaffen 

sowie Ausweispapiere beschaffen oder bei deren Beschaffung durch die Behörden mitwirken 

(Art. 13 Abs. 1 AIG i.V.m. 8 der Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit 

[VZAE; SR 142.201] und Art. 89 AIG). 

2.2 Anwendungsbereich 

In Art. 42 bis 45 AIG wird eine Unterscheidung des Familiennachzugs aufgrund des Status der 
in der Schweiz wohnhaften Personen (nachziehenden Personen) vorgenommen: 

• Art. 42 AIG: Ausländische Ehegatten und ledige Kinder unter 18 Jahren von 
Schweizerinnen und Schweizern (diese Weisung ist nicht anwendbar für 
Familienangehörige von Schweizerinnen und Schweizern im Sinne von Art. 42 Abs. 2 
AIG, die über eine dauerhafte Aufenthaltsbewilligung eines Staates verfügen, mit dem 
die Schweiz ein Freizügigkeitsabkommen abgeschlossen hat); 

• Art. 43 AIG: Ausländische Ehegatten und ledige Kinder unter 18 Jahren von Personen 
mit Niederlassungsbewilligung (Ausweis C); 

• Art. 44 AIG: Ausländische Ehegatten und ledige Kinder unter 18 Jahren von Personen 
mit Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B); 

• Art. 45 AIG: Ausländische Ehegatten und ledige Kinder unter 18 Jahren von Personen 
mit Kurzaufenthaltsbewilligung (Ausweis L). 

Art. 42 und 43 AIG gewähren einen Anspruch auf Familiennachzug, wenn die Bedingungen 

erfüllt sind. Im Gegensatz dazu handelt es sich bei Art. 44 und 45 AIG um Kann-Bestimmungen, 

die den kantonalen Migrationsbehörden einen gewissen Ermessensspielraum, die unter 

Einhaltung des Willkürverbots und des Grundsatzes der Verhältnismässigkeit handeln, 

einräumen. 

2.3 Einreichung des Gesuchs 

2.3.1 Allgemeines 

Das Verfahren um Familiennachzug nach Art. 42 ff. AIG besteht aus zwei Komponenten: Dem 

Gesuch um eine Aufenthaltsbewilligung (Ausländerausweis) und dem Gesuch um Einreise 

(Visum). 

Der langfristige Aufenthalt in der Schweiz im Rahmen des Familiennachzugs stellt einen 

bewilligungspflichtigen Aufenthalt dar. Gemäss Art. 4 Abs. 1 der Verordnung über die Einreise 

und die Visumvergabe (VEV; SR 142.204) muss ein Ausländer, der einen längeren Aufenthalt 

in der Schweiz plant, die Voraussetzungen von Art. 6 Abs. 1 Bst. a, d und e des Schengener 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_90
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_13
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_42
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_43
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_44
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_45
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_4
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Grenzkodex erfüllen, ein Visum für einen längeren Aufenthalt im Sinne von Art. 9 VEV (Visum 

D) erhalten haben, sofern erforderlich, und die Zulassungsvoraussetzungen für den geplanten 

Aufenthaltszweck erfüllen. 

Sowohl die Erteilung eines Visums D gemäss Art. 9 Abs. 1 i.V.m. Art. 21 VEV als auch die 

Erteilung von ausländerrechtlichen Bewilligungen im Sinne von Art. 33 ff. und Art. 41 AIG fallen 

in die Zuständigkeit der kantonalen Migrationsbehörden (Art. 39 VEV und 40 AIG). 

Das Verfahren um Familiennachzug im Sinne von Art. 42 ff. AIG beginnt grundsätzlich mit der 

Einreichung des Visumgesuchs D bei der schweizerischen Vertretung des Konsularbezirks 

einreichen, in welchem die gesuchstellende ausländische Person ihren rechtmässigen 

Wohnsitz hat (Art. 22 Abs. 1 VEV). Das EDA ist für die Festlegung der Konsularbezirke 

zuständig. Eine schweizerische Vertretung kann das Gesuch einer ausländischen Person, die 

nicht in ihrem Konsularbezirk rechtmässig wohnhaft ist, entgegennehmen, wenn sie die 

Gründe, weshalb diese Person ihr Gesuch nicht bei der zuständigen schweizerischen 

Vertretung einreichen konnte, als annehmbar erachtet (Art. 22 Abs. 3 VEV). 

Ausnahmsweise kann das Verfahren mit der Einreichung eines Gesuchs um 

ausländerrechtliche Bewilligung bei den kantonalen Migrationsbehörden des geplanten 

Aufenthaltsorts eingeleitet werden (siehe Ziff. 2.3.2.3). 

2.3.2 Persönliches Erscheinen 

2.3.2.1 Grundsatz  

Grundsätzlich muss die Ausländerin oder der Ausländer nicht persönlich bei der Schweizer 

Vertretung erscheinen, weder um das Visumgesuch für einen längerfristigen Aufenthalt 

einzureichen (Art. 23 Abs. 1 VEV) noch um sein Visum abzuholen. In Ausnahmefällen kann 

seine persönliche Anwesenheit verlangt werden (siehe Ziff. 2.3.2.2 und 2.3.2.3). 

2.3.2.2 Ausnahme 

Gemäss Art. 23 Abs. 2 VEV kann das SEM die persönliche Anwesenheit der Gesuchstellerin 

oder des Gesuchstellers zur Identifikation oder für weitere Abklärungen verlangen. 

Generell räumt das SEM den Schweizer Vertretungen im Ausland eine gewisse Autonomie ein, 

um das persönliche Erscheinen der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers zu verlangen, 

wenn dies aufgrund der Besonderheiten eines Einzelfalls erforderlich ist. Diese Entscheidung 

kann gegebenenfalls in Absprache mit oder gestützt den kantonalen Migrationsbehörden 

getroffen werden. 

Ferner ermächtigt das SEM, dass die persönliche Vorsprache der Gesuchstellerinnen und 

Gesuchsteller in Staaten erforderlich ist, in denen die Zuverlässigkeit der Dokumente – 

insbesondere der Zivilstandsdokumente – generell nicht gewährleistet ist und/oder wenn es je 

nach nationalem Kontext möglich ist, durch die Anforderung des persönlichen Erscheinens das 

Auftreten bestimmter Missbrauchsrisiken frühzeitig zu erkennen und zu verhindern (z.B. 

Risiken der Täuschung über das Alter oder die Identität, Risiken im Zusammenhang mit 

Menschenhandel, Scheinehen, Zwangsheirat oder Minderjährigenehe). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_9
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_21
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_39
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_40
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_23
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Zu diesem Zweck erstellt und aktualisiert das SEM in Zusammenarbeit mit der Konsularischen 

Direktion des EDA eine Länderliste (Anhang I), in denen einer oder mehrere der oben 

genannten Gründe in der Praxis festgestellt wurden. Die persönliche Vorsprache von 

Staatsangehörigen dieser Staaten ist im Gegensatz zum allgemeinen Grundsatz erforderlich 

und obligatorisch bei Einreichung der Gesuche Vorbehalten bleiben Sonderfälle im Sinne von 

Ziff. 2.3.2.3. 

2.3.2.3 Besondere Situationen 

In einem konkreten Fall kann die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller private Interessen 

geltend machen, die der in Ziff. 2.3.2.2 beschriebenen Ausnahmevorschrift über das 

persönliche Erscheinen zum Zeitpunkt der Einreichung eines Antrags entgegenstehen. 

Stellt die Schweizer Vertretung im Ausland bei der Bearbeitung eines solchen Antrags fest, 

dass das Leben und/oder die körperliche Unversehrtheit der gesuchstellenden Person 

ernsthaft gefährdet sein könnte, wenn die persönliche Anwesenheit zum Zeitpunkt der 

Einreichung des Gesuchs verlangt würde (z. B. wenn die Vertretung im Ausland nur durch eine 

Konfliktzone erreichbar ist), kann sie bei der zuständigen kantonalen Migrationsbehörde 

anfragen, ob von der Pflicht zur persönlichen Vorsprache gemäss Ziffer 2.3.2.2 

ausnahmsweise abgesehen werden kann. 

Über eine mögliche Ausnahme entscheidet die kantonale Migrationsbehörde im Einzelfall. Sie 

berücksichtigt bei der Interessenabwägung die Notwendigkeit der Anwesenheit der Person bei 

der Antragstellung zur Identifikation und weiteren Abklärungen wie Risiken im Zusammenhang 

mit Menschenhandel, Scheinehen, Zwangsheirat oder Minderjährigenehen. Wenn die 

kantonale Migrationsbehörde in einer besonderen Situation anerkennt, dass das Erfordernis 

des persönlichen Erscheinens bei der Einreichung eines Visumantrags angesichts der 

Umstände unverhältnismässig ist, informiert sie die zuständige Vertretung. Diese teilt dem 

Antragsteller das Ergebnis des Antrags mit und schlägt ihm vor, seinen Visumantrag direkt in 

der Schweiz oder ihn je nach den Umständen im Ausland per Post oder auf elektronischem 

Wege einzureichen. 

Folglich muss die Antragstellerin oder der Antragsteller bei der Einreichung des Antrags nicht 

persönlich anwesend sein. Seine Anwesenheit bei der Abholung des Visums ist jedoch 

weiterhin obligatorisch, insbesondere aus Gründen der Identifizierung und Kontrolle gemäss 

Ziffer 2.3.2.2. 

2.4 Prüfung der Gesuche 

Wird bei der Schweizer Vertretung im Ausland ein Gesuch um Familiennachzug eingereicht, 

prüft sie ihre Zuständigkeit von Amtes wegen gemäss Art. 22 VEV. Ist dies der Fall, läuft das 

weitere Verfahren wie folgt ab:  

(a.) Die Schweizer Vertretung im Ausland beurteilt im Rahmen einer Vorprüfung, ob alle 
wesentlichen Unterlagen im Dossier enthalten sind und ob alle für die Prüfung 
erforderlichen Informationen eingeholt wurden (siehe Ziff. 2.4.1).  

(b.) Sobald die wesentlichen Unterlagen vorliegen, leitet sie das Dossier zur Prüfung an die 
zuständige kantonale Migrationsbehörde weiter (siehe Ziff. 2.4.2). 

(c.) In einem dritten Schritt prüft die kantonale Migrationsbehörde die Voraussetzungen für den 
Familiennachzug und holt gegebenenfalls bei der Vertretung weitere Informationen ein, bis 
das Dossier entscheidungsreif ist (siehe Ziff. 2.4.3). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_22
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2.4.1 Vorprüfung durch die Vertretung 

Die Schweizer Vertretung im Ausland beurteilt im Rahmen einer summarischen Prüfung, ob 

alle wesentlichen Dokumente und alle für die Prüfung des Antrags erforderlichen Informationen 

in den Akten enthalten sind, ob die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller über ein gültiges 

Reisedokument verfügt und ob die Qualität der Informationen ohne aufwändige Prüfung im 

Hinblick auf die örtlichen Gegebenheiten hinreichend ist, bevor sie den entsprechenden Antrag 

an die zuständige kantonale Migrationsbehörde weiterleitet. 

Als notwendige Dokumente im Sinne dieser Weisung gelten Dokumente, die es ermöglichen, 

die Identität der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers und ihre familiäre Beziehung zur 

nachzuziehenden Person festzustellen (z. B. Personenstandsausweis). 

Zunächst vergewissert sich die Vertretung, dass die erhaltenen Informationen die Feststellung 

der Identität, des Personenstands und/oder der Abstammung ermöglichen, dass die 

Dokumente den ihr zur Verfügung stehenden Vorlagen entsprechen, dass die Reisedokumente 

echt sind und dass die Gültigkeit und das Lichtbild mit der Gesuchstellerin oder des 

Gesuchstellers übereinstimmt, wenn diese persönlich erschienen sind. 

Aufgrund ihrer Zuständigkeit ist es Aufgabe der kantonalen Migrationsbehörde, gegebenenfalls 

weitere Dokumente zu verlangen, die für die Prüfung des Antrags nützlich sind. Die Schweizer 

Vertretungen im Ausland sind jedoch berechtigt, ab Einreichung des Antrags weitere 

Dokumente zu verlangen, wenn diese Anforderung angesichts der örtlichen Gegebenheiten 

gerechtfertigt ist und sie den Grundsatz der Verhältnismässigkeit einhält. In Absprache mit den 

kantonalen Migrationsbehörden und aus praktischen Gründen gehen die Vertretungen im 

Rahmen der Zweckmässigkeit vor. Sie holen jedoch regelmässig die Stellungnahme der 

kantonalen Migrationsbehörden zur Relevanz der anderen für die Einreichung eines Antrags 

geforderten Dokumente ein. 

Voreinschätzung und Empfehlung 

Wenn sie es für nützlich hält, erstellt die Vertretung eine Voreinschätzung, in der sie die 

Besonderheiten des Einzelfalls unter Berücksichtigung der lokalen Gegebenheiten und der 

Besonderheiten des Herkunftslandes der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers festhält. 

Insbesondere erwähnt sie darin mögliche Anzeichen einer Dokumentenfälschung, Scheinehe, 

Zwangsheirat oder Ehe von Minderjährigen, jeden Verdacht auf Menschenhandel, 

Kinderhandel, andere Arten von Missbrauch oder andere Elemente, die sie für die zuständige 

kantonale Migrationsbehörde im Rahmen ihrer Entscheidungsfindung für nützlich hält. 

Die Vertretung kann ihre Voreinschätzung auch durch eine Empfehlung ergänzen, in der sie 

angibt, ob sie es für angezeigt hält, weitere Dokumente beglaubigen zu lassen oder einen DNA-

Test durchzuführen. Sie teilt die Höhe der Kosten in Schweizer Franken mit, die durch die 

Überprüfung der Personenstandsurkunden und/oder einen DNA-Test entstehen. 

Die Voreinschätzung und die Empfehlung können unabhängig davon formuliert werden, ob die 

Dokumente einer sogenannten „freiwilligen“ Überprüfung unterzogen wurden oder nicht. Sie 

werden bei der Übermittlung an die kantonale Migrationsbehörde beigefügt. 
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Freiwillige Überprüfungen auf Antrag der gesuchstellenden Person 

Wenn es die Schweizer Vertretung im Ausland für notwendig erachtet und mit der schriftlichen 

und unterschriebenen Zustimmung der gesuchstellenden Person, kann sie die Überprüfung 

der Dokumente, die sogenannte „freiwillige Überprüfung“, direkt vornehmen. 

Ihr Einsatz ist insbesondere dann gerechtfertigt, wenn sich solche Massnahmen angesichts 

der Situation im Land als angemessen erweisen oder um das Verfahren zu beschleunigen. Sie 

ermöglichen es insbesondere, die Echtheit der Personenstandsurkunden zu überprüfen, sich 

von der Richtigkeit ihres Inhalts zu überzeugen und gleichzeitig zu bestätigen, dass diese in 

Übereinstimmung mit den örtlichen Gesetzen ausgestellt wurden und tatsächlich in die 

örtlichen Personenstandsregister übertragen werden. 

Die freiwilligen Überprüfungen beschränken sich grundsätzlich auf die Dokumente, die für die 

Entscheidungsfindung der kantonalen Migrationsbehörden erforderlich sind. Falls notwendig, 

konsultiert die Schweizer Vertretung im Ausland die zuständige kantonale Migrationsbehörde, 

um festzustellen, ob die Analyse eines Dokuments erforderlich ist oder nicht. 

In diesem Zusammenhang kann die Schweizer Vertretung im Ausland über ihren 

Vertrauensanwalt auch eine Sozial- oder Nachbarschaftsstudie durchführen. Eine solche 

Untersuchungsmassnahme erfordert jedoch die Zustimmung der Gesuchstellerin oder des 

Gesuchstellers und muss dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit entsprechen. Sie darf nicht 

systematisch eingesetzt werden und ist nur in geeigneten Situationen angezeigt. Den 

Schweizer Vertretungen im Ausland steht es frei, sich in Bezug auf diese 

Untersuchungsmassnahmen an die kantonalen Migrationsbehörden wenden. 

Im Falle einer freiwilligen Überprüfung stellt die zuständige Vertretung sicher, dass die 

folgenden Punkte eingehalten werden: 

• Sie erhebt die erforderlichen Gebühren und leitet die entsprechenden Untersuchungen 
ein; 

• Sie macht die gesuchstellende Person darauf aufmerksam, dass die Identität der 
Dritten, die Überprüfungen durchführen, nicht mitgeteilt werden kann, dass die Kosten 
nicht erstattet werden können und dass die Ergebnisse der Überprüfungen der lokalen 
Register – die ausschliesslich für den internen Gebrauch bestimmt sind – dem 
Antragsteller nicht mitgeteilt werden dürfen, in keiner Weise die zuständige kantonale 
Migrationsbehörde binden und es ihr freisteht, anschliessend zusätzliche 
Überprüfungen zu verlangen;  

• Sie leitet das Einreisegesuch direkt an die zuständige kantonale Migrationsbehörde 
weiter und gibt dabei an, welche Dokumente überprüft werden;  

• Nach Abschluss der freiwilligen Überprüfung leitet die Vertretung die Ergebnisse 
unverzüglich an die zuständige kantonale Migrationsbehörde weiter. 
 

Hinweis: Beabsichtigt die Schweizer Vertretung oder die zuständige Migrationsbehörde in 

einem Einzelfall die Durchführung einer Sozial- oder Nachbarschaftsuntersuchung, verlangt 

die Vertretung von der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller, dass sie oder er schriftlich die 

Namen und Adressen der von der Untersuchung betroffenen Personen angibt, der 

Kontaktaufnahme mit diesen Personen zustimmt und sich verpflichtet, sie über das laufende 

Verfahren zu informieren. 
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DNA-Test 

Art. 102 Abs. 1 AIG sieht vor, dass die zuständigen Behörden bei der Prüfung der 

Einreisevoraussetzungen sowie bei ausländerrechtlichen Verfahren die Erhebung 

biometrischer Daten zu Identifikationszwecken anordnen können. Die Erfassung und 

Speicherung der Daten kann für bestimmte Personengruppen systematisch erfolgen.  

Gemäss Art. 87 Abs. 1 VZAE handelt es sich dabei um Fingerabdrücke, Fotos und DNA-Profile 

gemäss Art. 50 des Bundesgesetzes über die genetische Untersuchung beim Menschen 

(GUMG; SR 810.12). 

Das GUMG sieht vor, dass die zuständige Behörde in einem Verwaltungsverfahren die 

Erteilung einer Bewilligung oder die Gewährung einer Leistung von der Erstellung eines DNA-

Profils abhängig machen kann, wenn begründete Zweifel an der Abstammung oder der Identität 

einer Person bestehen, die sich auf andere Weise nicht ausräumen lassen (Art. 50 Abs. 1). 

Im Ausländerrecht geht es um Situationen, in denen begründete Zweifel hinsichtlich des 

Familienverhältnisses bestehen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn ein Staat über ein 

schwach entwickeltes, unzuverlässiges (z. B. aufgrund von Korruption) oder nicht vorhandenes 

Personenstandsregister verfügt. Der Einsatz des DNA-Tests ist dann zulässig, wenn er dem 

Grundsatz der Verhältnismässigkeit entspricht und mit schriftlicher Zustimmung der 

betroffenen Person durchgeführt wird (Art. 50 Abs. 2 GUMG). Er ist wenig invasiv (Abstrich der 

Wangenschleimhaut) und kann nicht für andere Zwecke verwendet werden. Wenn ein Antrag 

auf Familienzusammenführung vom Vater und von der Mutter gestellt wird, kann die Analyse 

auf die Mutter und das Kind beschränkt werden. 

Es ist nicht möglich, generell und a priori zu bestimmen, dass alle Staatsangehörigen eines 

Staates mit einem wenig entwickelten, unzuverlässigen oder nicht vorhandenen 

Personenstandsregister einem DNA-Test unterzogen werden müssen. 

Darüber hinaus gelten die Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Datenschutz vom 25. 

September 2020 (DSG; SR 235.1) für die Erstellung eines DNA-Profils im Rahmen der Prüfung 

eines Antrags auf Einreise zum Zweck des Familiennachzugs. 

Gültiges nationales Reisedokument 

Im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht gemäss Art. 90 AIG müssen die Gesuchstellende 

insbesondere einen gültigen und anerkannten Ausweis vorlegen (Art. 13 Abs. 1 AIG i.V.m. Art. 

8 VZAE und Art. 89 AIG). 

Wenn eine gesuchstellende Person, die oder der sich auf die Artikel 42 bis 45 AIG beruft kein 

nationales Reisedokument vorlegt, weist die Schweizer Vertretung im Ausland sie auf die 

Verpflichtung hin, ein gültiges und von der Schweiz anerkanntes nationales Reisedokument 

gemäss Art. 6 VEV vorzulegen, vorbehaltlich der in Art. 7 VEV vorgesehenen Ausnahmen. 

Bei dieser Gelegenheit obliegt es der gesuchstellenden Person, geltend zu machen, dass sie 

kein gültiges nationales Reisedokument vorlegen kann, und die Gründe dafür anzugeben. 

Macht die gesuchstellende Person geltend, dass die Vorlage eines gültigen nationalen 

Reisedokuments nicht zumutbar oder objektiv unmöglich ist, leitet die Schweizer Vertretung im 

Ausland den Antrag auf Familiennachzug zur Entscheidung an die kantonalen 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_102
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de#art_87
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2022/537/de#art_50
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2022/491/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_90
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_13
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_6
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/de#art_7
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Migrationsbehörden weiter. Diese sind für das Verfahren zuständig und prüfen, ob im Einzelfall 

die Vorlage des Reisedokuments zumutbar ist oder nicht. 

In der Praxis treten am häufigsten die folgenden beiden Fälle auf: 

1. Die zusammenführende Person ist in einem anderen Staat als Flüchtling anerkannt: 

Die Anerkennung als Flüchtling durch einen Vertragsstaat der Genfer 

Flüchtlingskonvention (SR 0.142.30) ist für die Schweiz verbindlich. Daher kann die 

Schweizer Vertretung von der Person zwar verlangen, entsprechende Dokumente 

vorzulegen, insbesondere eines in der Konvention vorgesehenen Reisedokuments für 

Flüchtlinge oder eine Bescheinigung des Staates, der die Person als Flüchtling anerkannt 

hat. Alle in der Liste «Travel documents issued by third countries and territorial entities » 

aufgeführten und von der Schweiz anerkannten Reisedokumente reichen als 

Identitätsnachweis aus. 

Hingegen ist es der Schweizer Vertretung im Ausland untersagt, die Person aufzufordern, 

sich zwecks Passbeantragung an die Behörden ihres Herkunftsstaates zu wenden. 

2. Die zusammenführende Person ist in der Schweiz als Flüchtling anerkannt: 

Bei der Feststellung der Identität von Angehörigen von Personen, die in der Schweiz als 

Flüchtlinge anerkannt sind, ist zu berücksichtigen, ob die Mitwirkung bei der Feststellung 

der Identität zumutbar ist (vgl. BVGE 2022 VII/2). Die Frage, ob die Verpflichtung zur 

Beschaffung nationaler Reisedokumente zumutbar ist, wird von Fall zu Fall entschieden 

und erfordert eine umfassende Beurteilung aller Aspekte. So spricht regelmässig die 

Tatsache, dass eine Ehe erst nach der Flucht des anerkannten Flüchtlings geschlossen 

wurde oder dass bei einer Kontaktaufnahme mit den Behörden des Herkunftslandes keine 

Gefährdung geltend gemacht wurde, für die Zumutbarkeit der Kontaktaufnahme mit den 

Behörden des Herkunftsstaates. Hingegen sprechen in der Regel weder die Tatsache, dass 

die Ehe zum Zeitpunkt der Flucht bereits bestand, noch konkrete Gefährdungsargumente 

dafür, dass die Kontaktaufnahme mit den Behörden des Herkunftsstaates erforderlich ist. 

Die Schweizer Vertretungen im Ausland können sich bei Unsicherheiten über die Möglichkeit, 

ein Reisedokument des Herkunftsstaates zu verlangen, mit den kantonalen 

Migrationsbehörden in Verbindung setzen. 

Wenn die Vorlage eines gültigen nationalen Reisedokuments im Einzelfall als nicht zumutbar 

erachtet wird, können die kantonalen Migrationsbehörden dennoch eine positive Entscheidung 

über den Familiennachzug treffen. 

Gemäss Art. 10 Abs. 1 Bst. a der Verordnung über die Ausstellung von Reisedokumenten für 

ausländische Personen (RDV; SR 143.5) gilt eine ausländische Person als schriftenlos, wenn 

sie keine gültigen Reisedokumente ihres Heimat- oder Herkunftsstaates besitzt und von ihr 

nicht verlangt werden kann, sich an die Behörden ihres Staates zu wenden, um ein solches zu 

erhalten. Daher wird in einer solchen Situation und in Anwendung von Art. 3 Bst. a der 

Verordnung des EJPD über das ausländerrechtliche Zustimmungsverfahren (ZV-EJPD; SR 

142.201.1) die positive Entscheidung der kantonalen Migrationsbehörden dem SEM zur 

Genehmigung vorgelegt. 

https://home-affairs.ec.europa.eu/travel-documents-issued-third-countries-and-territorial-entities-part-i_en
https://bvger.weblaw.ch/pdf/2022_VII-2_2022-05-06_b4e2780e-50c6-48c4-8fdd-4f4c4000b485.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/713/de#art_10
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/518/de#art_3
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In diesem Fall beschränkt sich die Vertretung bei der Erteilung des Visums auf eine 

Plausibilitätsprüfung der Identität der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers (siehe Ziff. 

2.5.1). 

2.4.2 Übermittlung an die zuständige kantonale Migrationsbehörde 

Die Vertretung übermittelt das Dossier der gesuchstellenden Person an die zuständige 

kantonale Migrationsbehörde, sobald alle wesentlichen Unterlagen vorliegen und die 

Vorprüfung abgeschlossen ist. 

Stellt sich heraus, dass nicht alle von der Schweizer Vertretung im Ausland angeforderten 

wesentlichen Dokumente oder weitere Unterlagen vorliegen, teilt diese der Gesuchstellerin 

oder dem Gesuchsteller mit, um welche Dokumente es sich handelt und setzt eine 

angemessene Frist für deren Vorlage. 

Erfolgt innerhalb der gesetzten Frist keine Antwort der Gesuchstellerin oder des 

Gesuchstellers, verzichtet sie oder er ausdrücklich auf die Vorlage der Dokumente oder macht 

geltend, dass die Beschaffung dieser Dokumente objektiv unmöglich oder unzumutbar ist, leitet 

die Schweizer Vertretung im Ausland die Unterlagen an die zuständige kantonale 

Migrationsbehörde weiter, damit diese über das weitere Vorgehen entscheidet.  

Wenn eine Blockadesituation eintritt (z. B. wenn die als notwendig erachteten Dokumente trotz 

einer relativ langen Wartezeit nach einer gewissen Zeit immer noch nicht erhältlich sind oder 

wenn keine Aussicht auf den Erhalt der Dokumente besteht), setzt sich unverzüglich die 

Schweizer Vertretung im Ausland mit der kantonalen Migrationsbehörde in Verbindung. Diese 

entscheidet über das weitere Vorgehen, insbesondere darüber, ob von der Schweizer 

Vertretung im Ausland noch Dokumente angefordert werden müssen, ob Dokumente auf ihre 

Echtheit überprüft werden müssen und ob sie in der Lage ist, auf der Grundlage der ihr 

vorliegenden Dokumente eine Entscheidung über das Gesuch um Familiennachzug zu treffen. 

2.4.3 Materielle Prüfung 

Die kantonale Migrationsbehörde prüft ihre Zuständigkeit, bevor sie die materielle Prüfung des 

Dossiers in Betracht zieht (Art. 10 Abs. 2 AIG; beabsichtigter Aufenthaltsort). Insbesondere 

stellt sie sicher, dass es sich tatsächlich um ein Gesuch um Familiennachzug nach Art. 42 bis 

45 AIG handelt. 

Anschliessend prüft sie, ob die Informationen genügen, um eine Entscheidung in der Sache zu 

treffen. Auf dieser Grundlage und wenn der Antrag nicht aus anderen Gründen abzulehnen ist, 

entscheidet sie, ob weitere Ermittlungsmassnahmen erforderlich sind oder ob sie eine 

Entscheidung auf der Grundlage der vorhandenen Unterlagen trifft. 

Sind zusätzliche Untersuchungsmassnahmen erforderlich, beauftragt die zuständige kantonale 

Migrationsbehörde die Schweizer Vertretung im Ausland mit deren Durchführung. Sie erhält 

einen angemessenen Kostenvorschuss und erklärt, dass sie die Prüfung des Antrags nach 

Zahlung des Vorschusses fortsetzen wird. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_10
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2.5 Entscheidung 

2.5.1 Erteilung der Einreisebewilligung 

Sind die gesetzlichen Voraussetzungen für den Aufenthalt im Sinne von Art. 42 ff. AIG erfüllt, 

erteilt die kantonale Migrationsbehörde die beantragte Einreisebewilligung und leitet sie an die 

Vertretung weiter. 

Wenn der Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller eine Ausnahmeregelung gewährt wurde, 

obwohl die Anwesenheit aufgrund der Umstände erforderlich gewesen wäre (siehe Ziff. 

2.3.2.3), kann die kantonale Migrationsbehörde die Einreise genehmigen, sofern die 

Identifizierung ohne ernsthafte Zweifel durchgeführt werden kann und keine offensichtlichen 

Gründe gegen die Erteilung eines Visums sprechen. 

2.5.2 Ausstellung eines Visums D 

Sobald die kantonalen Migrationsbehörden – bzw. das SEM, wenn der Fall ihm zur 

Genehmigung vorgelegt wird (siehe Ziff. 2.6) – eine Einreisegenehmigung zum Zwecke des 

Familiennachzugs erteilt haben, beschränkt sich die Aufgabe der Vertretung auf die 

Identifikation (Vergleich der Person am Schalter mit den Angaben im Reisepass und den 

Angaben auf der Einreisebewilligung) und die Ausstellung eines D-Visums. 

Weitere Informationen zu diesem Verfahren finden Sie in Ziff. 5 dieser Weisung. 

2.6 Zustimmungsverfahren 

Vorbehalten bleiben Sonderfälle, die gemäss Art. 99 Abs. 1 AIG i.V.m. Art. 85 Abs. 2 VZAE der 

Zustimmung des SEM unterliegen. Diese sind in den Art. 3 und 6 VZ-EJPD festgelegt. 

3. Verfahren des Familiennachzugs nach Art. 85c AIG 

3.1  Allgemeines 

Der Familiennachzug von in der Schweiz vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig 

aufgenommenen Flüchtlingen richtet sich nach Art. 85c AIG. Demnach können Ehegatten und 

ledige Kinder unter 18 Jahren drei Jahre nach Anordnung der vorläufigen Aufnahme in die 

Schweiz nachgezogen und in die vorläufige Aufnahme einbezogen werden, wenn sie 

beabsichtigen zusammenzuwohnen, eine bedarfsgerechte Wohnung vorhanden ist und die so 

in der Schweiz vereinte Familie nicht auf Sozialhilfe angewiesen sein wird. Des Weiteren darf 

die nachziehende Person keine jährlichen Ergänzungsleistungen beziehen oder durch den 

Familiennachzug in den Genuss solcher Leistungen kommen und die nachzuziehende Person 

– ausgenommen Kinder – muss sich in der am Wohnort gesprochenen Landessprache 

verständigen können oder sie muss sich zumindest zu einem Sprachförderungsangebot 

angemeldet haben. Artikel 85c AIG ist auch anwendbar, wenn sich die Familienangehörigen 

bereits in der Schweiz befinden.  

Der Familiennachzug für vorläufig aufgenommene Personen und vorläufig aufgenommene 

Flüchtlinge ist zu unterscheiden von Familiennachzug für Flüchtlinge mit Asyl gemäss Art. 51 

AsylG. Die Kompetenz für die Behandlung solcher Gesuche liegt allein beim SEM (vgl. dazu 

Ziff. 4). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de#art_85
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/518/de#art_3
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_85_c
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3.2 Einreichung der Gesuche 

Gesuche um Familiennachzug und Einbezug in die vorläufige Aufnahme sind bei der 

zuständigen kantonalen Migrationsbehörde einzureichen (Art. 74 Abs. 1 VZAE; vgl. auch 

Weisung III. Asylgesetz / 6: Rechtliche Stellung, Ziff. 6.3.9). Diese sind dazu verpflichtet, 

Familiennachzugsgesuche auch vor Ablauf der in Art. 85c AIG erwähnten Karenzfrist von drei 

Jahren entgegenzunehmen und an das SEM weiterzuleiten. Für deren Entgegennahme sowie 

die Einleitung des kantonalen Vorverfahrens wird keine persönliche Vorsprache der sich noch 

im Ausland aufhältigen Familienangehörigen bei einer Schweizer Vertretung (respektive die 

Einreichung eines Gesuchs um Erteilung eines Visums D) vorausgesetzt. 

3.3 Prüfung der Gesuche 

Die kantonale Migrationsbehörde leitet das sogenannte kantonale Vorverfahren ein. Sie bringt 

dem SEM unverzüglich den Eingang des Gesuchs zur Kenntnis. Anschliessend holt sie alle 

notwendigen Unterlagen ein und prüft, ob die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Nach 

maximal zwei Monaten lässt sie dem SEM ihre Stellungnahme gemäss Art. 74 Abs. 2 VZAE 

und alle bis zu diesem Zeitpunkt eingeholten Unterlagen mit dem dafür vorgesehenen Formular 

2 «Stellungnahme zu Art. 85c AIG (Familiennachzug / Einbezug in die vorläufige Aufnahme)» 

(Anhang 2.2 zu Weisung III Ziff. 6.3.9) zukommen.  

Erachtet die kantonale Migrationsbehörde dies als notwendig, kann sie im Rahmen ihrer 

Stellungnahme an das SEM ergänzend eine Empfehlung abgeben, ob eine 

Dokumentenüberprüfung oder ein DNA-Test angezeigt ist. In der Folge entscheidet das SEM, 

ob weitere Abklärungen in der Schweiz vorgenommen werden können oder im Ausland 

durchzuführen sind. Im gegebenen Fall kontaktiert das SEM die zuständige Auslandvertretung 

und erteilt entsprechende Aufträge.  

Bei Familiennachzugsverfahren gemäss Art. 85c AIG hängt die Bewilligung der Einreise nicht 

zwingend von rechtsgenüglichen Identitätsdokumenten ab. Zwar fordert das SEM im Rahmen 

von Instruktionsmassnahmen in der Regel zur Übermittlung sämtlicher Identitätsdokumente auf 

und lässt diese, wenn nötig durch die interne Dokumentenanalyse oder Länderanalyse 

überprüfen. Das SEM nimmt jedoch eine Gesamtabwägung aller Angaben und Unterlagen vor 

und prüft die Glaubhaftmachung der Identität respektive des Verwandtschaftsverhältnisses. 

Für die Erteilung der Einreisebewilligung durch das SEM ist demnach letztlich die 

Glaubhaftmachung der Identität respektive des Verwandtschaftsverhältnisses (z.B. durch 

DNA-Analyse, Familienfotos, sonstige Belege) ausschlaggebend. 

Falls die nachziehende Person zwischenzeitlich eine Aufenthaltsbewilligung (Härtefall) erhält, 

siehe Ziff. 3.4.3. 

3.4 Entscheid 

3.4.1 Einreisebewilligung 

Der Entscheid über Gesuche um Familiennachzug und Einbezug in die vorläufige Aufnahme 

gemäss Art. 85c AIG fällt allein in die Zuständigkeit des SEM. Es ist nicht an die kantonale 

Stellungnahme gebunden. Die kantonalen Migrationsbehörden sind nicht befugt, Gesuche 

nach Art. 85c AIG materiell zu entscheiden, nicht darauf einzutreten, abzuschreiben oder sie 

zeitlich zu verzögern.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de#art_74
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/weisungen-kreisschreiben/asylgesetz/rechtliche_stellung.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de#art_74
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/asyl/rechtliche_stellung/anh2-2_uebermittlung-gesuch.docx.download.docx/anh2-2_uebermittlung-gesuch-d.docx
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_85_c
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_85_c
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Sind die materiellen und zeitlichen Voraussetzungen von Art. 85c AIG erfüllt, bewilligt das SEM 

den Familienangehörigen die Einreise in die Schweiz, indem es der zuständigen Schweizer 

Vertretung im Ausland eine Einreisebewilligung (zusammen mit Kopien der eingereichten 

Identitätsbelege) zukommen lässt.  

Anschliessend lädt die Auslandvertretung die nachzuziehende Person zur Vorsprache ein 

zwecks Identitätsabgleich und Entgegennahme des Visumsformulars. Bei Unstimmigkeiten in 

Bezug auf den Identitätsabgleich ist umgehend das SEM zu kontaktieren. Weitere 

Informationen zu diesem Verfahren finden Sie in Ziff. 5 dieser Weisung. 

Das SEM berücksichtigt den konsularischen Zuständigkeitsbereich der Vertretungen, wobei 

Ausnahmen vorgesehen werden können. 

3.4.2 Einbezug in die vorläufige Aufnahme 

Nach der Einreise melden sich die nachgezogenen Familienmitglieder unverzüglich bei der 

zuständigen kantonalen Migrationsbehörde. Diese meldet ihrerseits dem SEM die erfolgte 

Einreise und leitet die heimatlichen Ausweisschriften der Angehörigen weiter (Art. 20 Abs. 1 

der Verordnung über den Vollzug der Weg- und Ausweisung sowie der Landesverweisung von 

ausländischen Personen [VVWAL; SR 142.281]). Das SEM erlässt in der Folge für die 

nachgezogenen Personen in der Regel eine Wegweisungsverfügung mit gleichzeitiger 

vorläufiger Aufnahme (Einbezug in die vorläufige Aufnahme). Falls die nachziehende Person 

zwischenzeitlich eine Aufenthaltsbewilligung (Härtefall) erhalten hat, siehe Ziff. 3.4.3.  

Wollen die nachgezogenen Familienmitglieder eigene Asylgründe geltend machen oder, falls 

die nachziehende Person über die Flüchtlingseigenschaft verfügt, in deren 

Flüchtlingseigenschaft gemäss Art. 51 Abs. 1 AsylG einbezogen werden, müssen sie 

persönlich im zuständigen Bundesasylzentrum vorsprechen. Vor einem Einbezug in die 

vorläufige Aufnahme gemäss Art. 85c AIG prüft das SEM zuerst das Gesuch gemäss Art. 51 

Abs. 1 AsylG respektive das Asylgesuch. Alleinreisende Kinder unter 14 Jahren sind direkt bei 

der Migrationsbehörde des Aufenthaltskantons anzumelden (Art. 8 Abs. 4 der Asylverordnung 

1 über Verfahrensfragen [AsylV1; SR 142.311]). 

3.4.3 Erhalt einer Aufenthaltsbewilligung während hängigem Verfahren 

Erhält eine vorläufig aufgenommene Person oder ein vorläufig aufgenommener Flüchtling 

während des Verfahrens eine Aufenthaltsbewilligung gestützt auf Art. 84 Abs. 5 AIG 

(Härtefallbewilligung), erlischt die vorläufige Aufnahme von Gesetzes wegen (Art. 84 Abs. 4 

AIG) und der Einbezug der Familienangehörigen in die vorläufige Aufnahme gestützt auf Art. 

85c AIG ist nicht mehr möglich. Aufgrund des Wegfalls der Rechtsgrundlage wird das Gesuch 

gemäss Art. 85c AIG gegenstandslos und vom SEM in der Folge abgeschrieben. Es liegt neu 

in der Zuständigkeit der kantonalen Migrationsbehörde zu prüfen, ob die Voraussetzungen für 

einen Familiennachzug respektive die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung an die 

Familienangehörigen gestützt auf Art. 44 AIG erfüllt sind. Das SEM ist für den Fall nicht mehr 

zuständig, muss das Familiennachzugsgesuch gestützt auf Art. 8 Abs. 1 VwVG jedoch von 

Amtes wegen an die zuständige kantonale Migrationsbehörde weiterleiten (voir BVGer F-

2872/2022 vom 30. November 2022, E. 4.3). Dies gilt unabhängig davon, ob bereits eine 

Einreisebewilligung erteilt wurde oder die Voraussetzungen von Art. 85c AIG vom SEM noch 

nicht abschliessend geprüft wurden.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/357/de#art_20
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/357/de#art_20
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_51
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/de#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/de#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de#art_84
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1969/737_757_755/de#art_8
https://bvger.weblaw.ch/pdf/F-2872-2022_2022-11-30_bc70ced3-d5f3-49f5-80be-ad3b57a4bc52.pdf
https://bvger.weblaw.ch/pdf/F-2872-2022_2022-11-30_bc70ced3-d5f3-49f5-80be-ad3b57a4bc52.pdf
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Sollte die kantonale Migrationsbehörde die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung nach bereits 

bewilligter Einreise ablehnen und die Wegweisung aus der Schweiz verfügen, kann sie – sofern 

sich der Vollzug der Wegweisung als nicht möglich, nicht zulässig oder nicht zumutbar erweist 

– gestützt auf Art. 83 Abs. 1 und 6 AIG beim SEM eine vorläufige Aufnahme beantragen.  

4. Verfahren des Familienasyls nach Art. 51 Abs. 1 und 4 AsylG 

4.1  Allgemeines 

Gemäss Art. 51 Abs. 1 AsylG werden Ehegatten (und gleichgestellte Personen, d. h. 

Konkubinatspartner und eingetragene Partnerschaften) von Flüchtlingen und ihre 

minderjährigen Kinder als Flüchtlinge anerkannt und erhalten Asyl, wenn keine besonderen 

Umstände dagegensprechen. Wurden die anspruchsberechtigten Personen durch die Flucht 

getrennt und befinden sie sich im Ausland, so ist gemäss Art. 51 Abs. 4 AsylG ihre Einreise auf 

Gesuch hin zu bewilligen. 

Der asylrechtliche Familiennachzug gilt nur für anerkannte Flüchtlinge mit Asyl. Vorläufig 

aufgenommene Flüchtlinge müssen ein Verfahren nach Art. 85c AIG einleiten (siehe Ziff. 3).  

Da Flüchtlinge mit Asyl zugleich über eine Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B) oder 

Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) verfügen, haben sie auch die Möglichkeit, den 

Familiennachzug nach Art. 43 oder 44 AIG zu beantragen (siehe Ziff. 2), wenn die 

Voraussetzungen des asylrechtlichen Familiennachzug nicht erfüllt sind. Dies ist etwa der Fall, 

wenn die Familie erst nach der Flucht aus dem Heimatstaat gegründet wurde und somit nicht 

durch die Flucht getrennt wurde oder besondere Umstände gegen den Familiennachzug nach 

Art. 51 AsylG sprechen. Besondere Umstände liegen beispielsweise vor, wenn das 

nachzuziehende Familienmitglied bereits über einen Flüchtlingsstatus in einem sicheren 

Drittstaat verfügt oder eine andere Staatsangehörigkeit als der Flüchtling besitzt und die 

Beziehung auch in dem Heimatstaat des nicht verfolgten Familienmitglieds gelebt werden 

kann.  

Sobald sich die Angehörigen in der Schweiz befinden, ist ein Einbezug in die 

Flüchtlingseigenschaft nach Art. 51 Abs. 1 AsylG auch dann möglich, wenn es sich um 

Flüchtlinge ohne Asyl handelt oder die Familie nicht durch die Flucht getrennt wurde. 

4.2 Einreichung der Gesuche 

Die Gesuche sind schriftlich beim SEM (Direktionsbereich Asyl, Abteilung Asylverfahren und 

Praxis AAVP) einzureichen. 

4.3 Prüfung der Gesuche 

Das SEM prüft die Gesuche und führt die erforderlichen Abklärungen durch. Das SEM kann 

bei Bedarf beispielsweise Dokumentenprüfungen, Botschaftsabklärungen, Befragungen der 

Angehörigen auf der Auslandsvertretung oder DNA-Analysen veranlassen.   

Bei Familiennachzugsverfahren gemäss Art. 51 Abs. 1 und 4 AsylG hängt die Bewilligung der 

Einreise nicht zwingend von rechtsgenüglichen Identitätsdokumenten ab. Zwar fordert das 

SEM im Rahmen von Instruktionsmassnahmen in der Regel zur Übermittlung sämtlicher 

Identitätsdokumente auf und lässt diese, wenn nötig durch die interne Dokumentenanalyse 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_51
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_51
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oder Länderanalyse überprüfen. Das SEM nimmt jedoch eine Gesamtabwägung aller Angaben 

und Unterlagen vor und prüft die Glaubhaftmachung der Identität respektive des 

Verwandtschaftsverhältnisses. Für die Erteilung der Einreisebewilligung durch das SEM ist 

demnach letztlich die Glaubhaftmachung der Identität respektive des 

Verwandtschaftsverhältnisses (z.B. durch DNA-Analyse, Familienfotos, sonstige Belege) 

ausschlaggebend. 

4.4 Entscheid 

Sind die Voraussetzungen von Art. 51 Abs. 1 und 4 AsylG erfüllt, bewilligt das SEM den 

Familienangehörigen die Einreise in die Schweiz, indem es der Schweizer Vertretung im 

Ausland eine Einreisebewilligung (sofern vorhanden: zusammen mit Kopien der eingereichten 

Identitätsbelege) zukommen lässt.  

Die Aufgabe der Vertretung beschränkt sich dann auf die Identifizierung der Antragstellerin 

oder des Antragstellers und die Ausstellung des Visums D. Detaillierte Informationen zu 

diesem Verfahren finden Sie in Ziff. 5 dieser Weisung. 

Das SEM berücksichtigt den Konsularbezirk der Vertretungen, kann jedoch Ausnahmen 

vorsehen. 

Nach erfolgter Einreise müssen die nachgezogenen Familienangehörigen persönlich ein 

Asylgesuch in einem Bundesasylzentrum einreichen, um eigene Asylgründe geltend zu 

machen oder den Einbezug in die Flüchtlingseigenschaft sowie die Gewährung von 

Familienasyl gemäss Art. 51 Abs. 1 AsylG zu beantragen. In der Folge wird ein Asylverfahren 

durchgeführt. Verzichten die Angehörigen auf die Einreichung eines Asylgesuchs in einem 

Bundesasylzentrum, erfolgt die Prüfung des Aufenthalts nach den Vorschriften des AIG. Kinder 

unter 14 Jahren, die ihren Eltern in die Schweiz nachreisen, stellen ihr Asylgesuch direkt bei 

der Migrationsbehörde des Aufenthaltskantons (Art. 8 Abs. 4 AsylV1). Die kantonalen 

Migrationsbehörden verwenden hierfür das entsprechende Meldeformular (Anhang 2.3 zu 

Weisung III / 1 «Meldeformular für den Eltern nachgereiste Kinder»).  

5. Kompetenzen der Auslandvertretungen nach Erhalt der 

Einreisebewilligung 

Sobald die zuständigen Migrationsbehörden eine Einreisebewilligung zum Zwecke des 

Familiennachzugs erteilt haben, beschränkt sich die Aufgabe der Vertretung im Grundsatz 

auf die Identifikation (Vergleich der Person am Schalter mit den Angaben im Reisepass und 

den Angaben auf der Einreisebewilligung) und die Ausstellung eines D-Visums an die 

Antragstellerin oder den Antragsteller. 

Hat die Vertretung ausnahmsweise ernsthafte Zweifel an der Identität des Antragstellers – 

d. h. wenn sie konkrete Hinweise auf falsche Angaben oder die Verschleierung wesentlicher 

Tatsachen hat – oder stellt sie zum Zeitpunkt der Visumserteilung ernsthafte Anhaltspunkte 

für eine Gefahr für die innere oder äussere Sicherheit der Schweiz fest, setzt sie 

unverzüglich die Behörde, die die Einreiseerlaubnis erteilt hat, von ihren Feststellungen in 

Kenntnis. In diesem Fall wird die Visumausstellung bis zur Klärung der Zweifel aufgeschoben 

und der Antragsteller über die vorübergehende Unmöglichkeit der Visumausstellung informiert. 

Die zuständige Migrationsbehörde entscheidet rasch über das weitere Verfahren. Die 

Schweizer Vertretung handelt anschliessend gemäss den Anweisungen der zuständigen 

Behörde. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/de#art_8
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/asyl/rechtliche_stellung/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme.docx.download.docx/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme-d.docx
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/asyl/rechtliche_stellung/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme.docx.download.docx/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme-d.docx
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Wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller über kein Reisedokument verfügt (siehe Ziff. 

2.4.1 Gültiges nationales Reisedokument), die zuständige Migrationsbehörde jedoch eine 

Einreisebewilligung erteilt hat, gilt die Identität der Antragstellerin oder des Antragstellers als 

ausreichend festgestellt. Die Aufgabe der Schweizer Vertretung im Ausland beschränkt sich 

auf eine Plausibilitätsprüfung (z. B. Vergleich der Person am Schalter mit den Fotos, 

Vergleich von Geschlecht und Alter und bei Zweifeln Fragen zur Identität und zu den familiären 

Bindungen im Rahmen eines kurzen Gesprächs). Die Vertretung führt zu diesem Zeitpunkt 

keine vertiefte inhaltliche Prüfung oder weitere Abklärungen durch, da das Verfahren mit der 

Erteilung der Einreiseerlaubnis durch die zuständige Behörde abgeschlossen ist. Hat die 

Vertretung ausnahmsweise ernsthafte Zweifel an der Identität des Antragstellers, kommen die 

oben beschriebenen Verfahren zur Anwendung (Kontaktaufnahme mit der zuständigen 

Migrationsbehörde, Aufschub der Visumaushändigung, Information der Antragstellerin oder 

des Antragstellers). 

6. Inkrafttreten 

Die vorliegenden Weisungen treten per 1. Januar 2026 in Kraft. Sie ersetzen die Weisung 

Nr. 322.3-12 «Einreisegesuch im Hinblick auf einen Familiennachzug: DNA-Profil und Prüfung 

von Zivilstandsurkunden» vom 25. Juni 2012. 

 

Freundliche Grüsse 

Staatssekretariat für Migration SEM 

 

 

Regula Mader     Claudio Martelli 

Vizedirektorin Direktionsbereich  Vizedirektor Direktionsbereich 

Zuwanderung und Integration   Asyl 

 

 

 

Anhang I: Länderliste  

  

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/familie/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-d.pdf.download.pdf/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/familie/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-d.pdf.download.pdf/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-d.pdf
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Procédure de regroupement familial pour les ressortissants d’États tiers 

Mesdames, Messieurs  

La procédure de regroupement familial est réglée par la loi sur les étrangers et l’intégration 

(LEI ; RS 142.20) et par la loi sur l’asile (LAsi ; RS 142.31). Dans le cadre du regroupement de 

ressortissants d’Etats tiers, elle relève de la compétence de différentes unités 

organisationnelles du Secrétariat d’Etat aux migrations (SEM), des représentations suisses à 

l’étranger et des autorités migratoires cantonales.  

La présente directive vise à délimiter les compétences, détailler les particularités de chaque 

procédure et uniformiser la pratique en matière de regroupement familial. Elle a été élaborée 

conjointement par la Direction consulaire du Département fédéral des affaires étrangères 

(DFAE), l'Association des services cantonaux de migration (ASM) et le SEM. Elle est complétée 

par une liste des États (annexe I) et par des schémas qui illustrent les différentes étapes de la 

procédure et les compétences (annexes II-III-IV / internes). 

Dans ce contexte et en accord avec la Direction consulaire du DFAE et de l’ASM, nous 

édictons les suivantes : 

 

 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/fr


 

 

 

Numéro de dossier : 322.3-12-823/3/9/9  
 

SEM-D-4CD93401/280 
 

2/18 

DIRECTIVES 

Table des matières 

1. Bases légales et délimitation de la procédure relative au regroupement familial .. 3 

2. Procédure de regroupement familial fondée sur les art. 42 ss LEI .......................... 4 

2.1 Préambule ............................................................................................................ 4 

2.2 Champ d’application personnel ............................................................................. 4 

2.3 Dépôt de la demande ........................................................................................... 4 

2.3.1 En général ................................................................................................... 4 

2.3.2 Comparution personnelle ............................................................................. 5 

2.4 Examen de la demande ........................................................................................ 6 

2.4.1 Examen préliminaire par la représentation................................................... 6 

2.4.2 Transmission à l’autorité migratoire cantonale compétente ....................... 10 

2.4.3 Examen au fond ........................................................................................ 11 

2.5 Décision .............................................................................................................. 11 

2.5.1 Octroi de l’autorisation d’entrée ................................................................. 11 

2.5.2 Délivrance du visa D .................................................................................. 11 

2.6 Procédure d’approbation .................................................................................... 12 

3. Procédure de regroupement familial fondée sur l’art. 85c LEI ............................... 12 

3.1 Généralités ......................................................................................................... 12 

3.2 Dépôt de la demande ......................................................................................... 12 

3.3 Examen de la demande ...................................................................................... 12 

3.4 Décision .............................................................................................................. 13 

3.4.1 Autorisation d’entrée .................................................................................. 13 

3.4.2 Inclusion dans l’admission provisoire ......................................................... 13 

3.4.3 Obtention d’une autorisation de séjour pour cas de rigueur ....................... 14 

4. Procédure visant à accorder l’asile aux familles en vertu de l’art. 51, al. 1 et 4, 

LAsi............................................................................................................................. 14 

4.1 Généralités ......................................................................................................... 14 

4.2 Dépôt de la demande ......................................................................................... 15 

4.3 Examen de la demande ...................................................................................... 15 

4.4 Décision .............................................................................................................. 15 

5. Compétences des représentations suisses à l’étranger après l’octroi de 

l’autorisation d’entrée ............................................................................................... 16 

6. Entrée en vigueur ...................................................................................................... 17 

 

 

  



 

 

 

Numéro de dossier : 322.3-12-823/3/9/9  
 

SEM-D-4CD93401/280 
 

3/18 

1. Bases légales et délimitation de la procédure relative au regroupement 

familial 

La procédure de regroupement familial repose sur des bases légales et des compétences 

différentes liées au statut de la personne en Suisse auprès de laquelle le regroupement est 

demandé. En résumé, on distingue les trois cas de figure suivants : 

Bases légales Compétence 

Dépôt de la demande Décision 

Regroupement familial 
auprès de ressortissants 
suisses ou de titulaires 
d’une autorisation 
d’établissement (permis 
C), de séjour (permis B) 
ou de courte durée 
(permis L) selon les 

art. 42 à 45 LEI 

Représentation suisse à 
l’étranger1 

Elle procède à un examen 
préliminaire et transmet le 
dossier à l’autorité migratoire 
cantonale compétente.  

Autorité migratoire 
cantonale. 

 

Elle examine et instruit le 
dossier avec l’aide de la 
représentation compétente 
si nécessaire.  

 

L’approbation du SEM 
demeure réservée dans 
certains cas. 

Regroupement familial 
auprès de personnes 
admises à titre provisoire 
(permis F) avec ou sans 
qualité de réfugié selon 
les art. 85c LEI 

Autorité migratoire cantonale. 

 

Elle examine et complète le 
dossier de demande, puis le 
transmet au SEM (division 
Dublin, séjour et réinstallation 
ADAR). 

 

Si de telles demandes ont été 
déposées par erreur auprès 
d'une représentation, elles 
doivent être transmises sans 
délai à l'autorité cantonale 
compétente (voir ch. 3 ci-
dessous). 

SEM 

Regroupement familial 
auprès de réfugiés 
reconnus bénéficiant de 
l’asile originaire (permis B) 
et inclusion dans la qualité 
de réfugié, conformément 
à l'art. 51, al. 1 et 4, LAsi 

 

Les demandes fondées sur l’art. 
51, al. 1 et 4 LAsi doivent être 
adressées directement au SEM 
(Division Procédure d'asile et 
pratique AAVP) ; les demandes 
fondées sur les art. 43 ss LEI, 
également possibles, doivent 
être adressées aux autorités 
migratoires cantonales (voir ch. 
4 ci-dessous). 

SEM 

 

Le regroupement familial fondé sur l'accord sur la libre circulation des personnes conclu entre 

l'UE et la Suisse (ALCP) ne fait pas l'objet de la présente directive. 

 
1 Exceptionnellement, dans des situations particulières, les autorités migratoires cantonales peuvent néanmoins examiner une demande qui leur 

est directement adressée (voir ch. 2.3.2.3).  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_42
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_85_c
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/fr#art_51
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2. Procédure de regroupement familial fondée sur les art. 42 ss LEI 

2.1 Préambule 

Le regroupement familial vise à permettre la vie familiale en Suisse. Il appartient aux personnes 

qui se prévalent de liens familiaux permettant le regroupement familial d’en apporter la preuve 

et de collaborer à la constatation des faits déterminants pour l’application de la procédure de 

regroupement familial (art. 90 LEI). Ils doivent en particulier fournir des indications exactes et 

complètes sur les éléments déterminants pour la réglementation de leur séjour, fournir sans 

retard les moyens de preuve nécessaires ou s’efforcer de les procurer dans un délai 

raisonnable et se procurer une pièce de légitimation valable et reconnue (art. 13, al. 1, LEI et 

art. 8 de l’ordonnance relative à l’admission, au séjour et à l’exercice d’une activité lucrative 

[OASA ; RS 142.201] cum 89 LEI) ou collaborer avec les autorités pour en obtenir une. 

2.2 Champ d’application personnel  

Les art. 42 à 45 LEI distinguent le regroupement familial des personnes suivantes (les 
personnes à regrouper) en fonction du statut de la personne séjournant en Suisse (la personne 
regroupante) : 

• Art. 42 LEI : le conjoint et les enfants célibataires âgés de moins de 18 ans d’un 
ressortissant suisse (la présente directive n’est pas applicable aux membres de la 
famille d’un ressortissant suisse titulaires d’une autorisation de séjour durable délivrée 
par un État avec lequel Suisse a conclu un accord sur la libre circulation des personnes 
au sens de l’art. 42, al. 2, LEI) ; 

• Art. 43 LEI : le conjoint et les enfants célibataires âgés de moins de 18 ans du titulaire 
d’une autorisation d’établissement (permis C) ; 

• Art. 44 LEI : le conjoint et les enfants célibataires âgés de moins de 18 ans du titulaire 
d’une autorisation de séjour (permis B) ; 

• Art. 45 LEI : le conjoint et les enfants célibataires âgés de moins de 18 ans du titulaire 
d’une autorisation de séjour de courte durée (permis L) ; 

Les art. 42 et 43 LEI confèrent un droit au regroupement familial lorsque les conditions sont 
remplies. À l’inverse, les art. 44 et 45 LEI sont de nature potestative (Kann-Bestimmung) et 
laissent une certaine marge de manœuvre aux autorités migratoires cantonales qui agissent 
dans le respect de l’interdiction de l’arbitraire et du principe de proportionnalité. 

2.3 Dépôt de la demande 

2.3.1 En général 

La procédure de regroupement familial fondées sur les art. 42 ss LEI comporte deux volets : la 

demande d’autorisation de séjour (permis) et la demande d’entrée (visa).  

Le séjour en Suisse par regroupement familial constitue un séjour de longue durée soumis à 

autorisation. Aux termes de l’art. 4, al. 1, de l’ordonnance sur l’entrée et l’octroi de visas (OEV ; 

RS 142.204), l’étranger qui envisage un long séjour en Suisse doit remplir les conditions de 

l’art. 6, par. 1, let a, d et e, du Code frontières Schengen, avoir obtenu un visa de long séjour 

au sens de l’art. 9 OEV (visa D) si requis et remplir les conditions d’admission pour le but du 

séjour envisagé.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_90
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_13
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_42
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_43
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_44
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_45
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_9


 

 

 

Numéro de dossier : 322.3-12-823/3/9/9  
 

SEM-D-4CD93401/280 
 

5/18 

Tant l’octroi d’un visa D en vertu des art. 9, al. 1, cum 21 OEV, que l’octroi des autorisations 

prévues aux art. 33 ss et 41 LEI, relèvent de la compétence des autorités migratoires 

cantonales (art. 39 OEV et 40 LEI).  

La procédure de regroupement familial au sens des art. 42 ss LEI débute, en principe, avec le 

dépôt de la demande de visa D auprès de la représentation suisse de la circonscription 

consulaire dans laquelle l’étranger a son domicile légal (art. 22, al. 1, OEV). Le DFAE est 

compétent pour définir les arrondissements consulaires. Une représentation suisse peut 

accepter la demande d’un étranger dont le domicile légal n’est pas dans sa circonscription 

consulaire si elle juge acceptables les motifs pour lesquels il n’a pas pu déposer sa demande 

auprès de la représentation suisse compétente (art. 22, al. 3, OEV). 

Exceptionnellement, cette procédure peut débuter par le dépôt d’une demande d’autorisation 

auprès des autorités migratoires cantonales du lieu de séjour envisagé (voir ch. 2.3.2.3). 

2.3.2 Comparution personnelle 

2.3.2.1 Principe  

En principe, l’étranger n’est tenu de comparaître personnellement à la représentation suisse, 

ni pour soumettre sa demande de visa de long séjour (art. 23, al. 1, OEV), ni pour retirer son 

visa. Exceptionnellement, sa présence peut être exigée (voir ch. 2.3.2.2 et 2.3.2.3).  

2.3.2.2 Exception  

En vertu de l’art. 23, al. 2, OEV, le SEM peut exiger la présence personnelle du demandeur à 

des fins d’identification ou d’autres vérifications. 

De manière générale, le SEM reconnaît aux représentations suisses à l’étranger une certaine 

autonomie pour exiger la comparution personnelle du demandeur lorsque, au vu des 

particularités d’un cas individuel, la présence de celui-ci s’avère nécessaire. Cette décision 

peut, le cas échéant, être prise en concertation avec les autorités migratoires cantonales. 

En particulier, le SEM convient que la présence personnelle des demandeurs soit nécessaire 

dans les États où la fiabilité des documents – notamment d’état civil – n’est généralement pas 

garantie et/ou lorsque, selon les contextes nationaux, cette exigence permet de détecter de 

manière précoce la survenance de certains risques d’abus et de les limiter (par exemple : 

risques de tromperie sur l’âge ou l’identité, risques liés à la traite d’êtres humains, aux mariages 

blancs, aux mariages forcés ou aux mariages de mineurs).  

À cet égard, le SEM, en collaboration avec la Direction consulaire du DFAE, établit et met 

régulièrement à jour une liste des États (annexe I) dans lesquels un ou plusieurs des motifs 

précités ont été identifiés en pratique. La présence personnelle des ressortissants de ces États 

est obligatoire au moment du dépôt de la demande, contrairement au principe général. Les 

situations particulières au sens du ch. 2.3.2.3 demeurent réservées. 

 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_39
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_40
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_23
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_23
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2.3.2.3  Situations particulières 

Dans un cas d’espèce, un demandeur peut invoquer des intérêts privés allant à l’encontre de 

l’exigence exceptionnelle de sa présence personnelle au moment de la demande telle que 

décrite au ch. 2.3.2.2. 

Lorsque, saisie d’une telle requête, la représentation suisse à l’étranger constate que la vie 

et/ou l’intégrité corporelle du demandeur seraient manifestement gravement menacées si sa 

présence personnelle était exigée au moment du dépôt de sa demande (par exemple, si la 

représentation à l’étranger n’est accessible qu’en traversant une zone de conflit), elle consulte 

l’autorité migratoire cantonale compétente pour savoir si l’obligation de se présenter en 

personne conformément au point 2.3.2.2 peut exceptionnellement être levée. 

L'autorité migratoire cantonale saisie décide au cas par car d’une éventuelle exception. Elle 

met en balance d’une part, l’intérêt privé du demandeur à ne pas comparaître en personne au 

moment du dépôt de la demande en raison de sa situation personnelle et d’autre part, l’intérêt 

public à la prévention des risques liés à la traite des êtres humains, aux mariages blancs, aux 

mariages forcés ou aux mariages de mineurs. Si elle admet que l’exigence de la comparution 

personnelle au moment du dépôt d’une demande de visa est disproportionnée au vu des 

circonstances, elle en informe la représentation compétente. Cette dernière communique 

l’issue de la requête au demandeur et lui propose de déposer directement sa demande de visa 

en Suisse ou de procéder à l’étranger, par courrier ou voie électronique, selon les 

circonstances.   

En conséquence, le demandeur ne sera pas amené à se présenter personnellement au 

moment du dépôt de la demande. Toutefois sa présence au moment du retrait du visa 

demeurera obligatoire, notamment pour des raisons d’identification et de contrôle, 

conformément au ch. 2.3.2.2. 

2.4 Examen de la demande 

Lorsqu’elle est saisie d’une demande de regroupement familial, la représentation suisse à 

l’étranger examine d’office sa compétence en vertu de l’art. 22 OEV. Si tel est le cas, la suite 

de la procédure se déroule comme suit :  

(a.) La représentation suisse à l’étranger vérifie, dans le cadre d’un examen préliminaire, si tous 
les documents essentiels figurent au dossier et si toutes les données nécessaires à 
l’examen ont été obtenues (voir ch. 2.4.1).  

(b.) Une fois les documents essentiels réunis, elle transmet le dossier à l’autorité migratoire 
cantonale compétente pour examen (voir ch. 2.4.2). 

(c.) Dans un troisième temps, l’autorité migratoire cantonale mène l’examen des conditions du 
regroupement au fond et instruit, si nécessaire, auprès de la représentation, jusqu’à ce que 
le dossier soit prêt pour décision (voir ch. 2.4.3). 

2.4.1 Examen préliminaire par la représentation 

La représentation suisse à l’étranger vérifie, dans le cadre d’un examen sommaire, si tous les 

documents essentiels et toutes les données nécessaires à l’examen de la demande figurent 

au dossier, si le demandeur a un document de voyage valable et si la qualité des informations 

est donnée sans examen onéreux au vu du contexte local avant de transmettre la demande 

correspondante à l’autorité migratoire cantonale compétente. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_22
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Sont considérés comme des documents essentiels au sens de la présente directive, les 

documents permettant d’établir l’identité de la personne à regrouper et le lien familial de celle-

ci avec la personne regroupante (par ex. document d’état civil).  

Dans un premier temps, la représentation s’assure que les informations reçues permettent 

d’établir l’identité, l’état-civil et/ou le lien de filiation, que les documents correspondent aux 

spécimens à sa disposition, que les documents de voyages sont authentiques et véritables, 

que leur validité est suffisante et que la photographie correspond à celle du demandeur si ce 

dernier s’est présenté en personne.  

En vertu de sa compétence, il appartient à l'autorité migratoire cantonale d'exiger d'éventuels 

autres documents utiles à l'examen du dossier. Toutefois, les représentations suisses à 

l’étranger sont autorisées à exiger d’autres documents, dès le dépôt de la demande, si cette 

exigence se justifie au regard du contexte local et qu’elle respecte le principe de 

proportionnalité. En accord avec les autorités cantonales migratoires et pour des raisons 

pratiques, les représentations procèdent de manière autonome et raisonnable. Elles sollicitent 

toutefois régulièrement l’avis des autorités cantonales migratoires quant à la pertinence des 

autres documents exigés pour le dépôt d’une demande.  

Préavis et recommandation 

Si elle le juge pertinent, la représentation établit un préavis dans lequel elle relève les 

spécificités du cas d’espèce, eu égard à la situation locale et aux particularités du pays de 

provenance du demandeur. En particulier, elle y mentionnera l’existence d’éventuels indices 

de falsification documentaire, de mariage de complaisance, de mariage forcé ou de mariage 

de mineurs, de tout soupçon de cas de traite d’êtres humains, de commerce d’enfant, d’autres 

types d’abus ou d’autres éléments qu’elle jugera utiles pour l’autorité migratoire cantonale 

compétente dans le cadre de sa prise de décision.  

La représentation peut également compléter son préavis par une recommandation dans 

laquelle elle précise si elle estime qu’il est indiqué de procéder à l’authentification d’autres 

documents ou à un test ADN. Elle communique le montant des frais en francs suisses 

engendrés par le contrôle des documents d’état civil et/ou un test ADN.  

Le préavis et la recommandation peuvent être formulés indépendamment du fait que les 

documents aient fait l’objet d’une vérification dite « volontaire » ou non. Ils sont joints au dossier 

du demandeur lors de sa transmission à l’autorité migratoire cantonale.  

Vérifications volontaires à la demande des requérants 

Si la représentation suisse à l’étranger l’estime nécessaire et avec l’accord écrit et signé du 

demandeur, elle peut procéder directement aux vérifications des documents, dites 

« vérifications volontaires ». 

Leur usage se justifie notamment lorsque de telles mesures s’avèrent appropriées au vu de la 

situation du pays ou afin d’accélérer la procédure. Elles permettent, en particulier, de vérifier 

l’authenticité des documents d’état civil, de s’assurer de la véracité de leur contenu tout en 

confirmant que ces derniers ont été établis dans le respect des lois locales et qu’ils sont 

effectivement transcris dans les registres locaux d’état-civil.  
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Les vérifications volontaires se limitent en principe aux documents nécessaires à la prise de 

décision par les autorités migratoires cantonales. Si nécessaire, la représentation suisse à 

l’étranger consulte l'autorité migratoire cantonale compétente afin de déterminer si l’analyse 

d’un document est nécessaire ou non. 

Dans ce cadre, la représentation suisse à l’étranger peut également procéder à des études 

sociales ou de voisinage par le biais de son avocat-conseil. Toutefois, une telle mesure 

d’instruction nécessite d’obtenir le consentement du demandeur et doit respecter le principe de 

proportionnalité. Elle ne doit pas être utilisée de manière systématique et n’est indiquée que 

dans des situations appropriées. Les représentations suisses à l'étranger sont libres de 

contacter les autorités migratoires cantonales sur ces mesures d’instruction.  

En cas de vérifications volontaires, la représentation compétente s’assure de respecter les 

points suivants : 

• Elle perçoit les frais nécessaires et engage les investigations idoines ;  

• Elle attire l’attention du demandeur sur le fait que l’identité des tiers fournissant des 
vérifications ne peut pas être communiquée, que les frais ne peuvent pas être 
remboursés et que les résultats des vérifications des registres locaux – à usage 
strictement interne – ne peuvent être communiqués au demandeur, ne lient en aucun 
cas l’autorité migratoire cantonale compétente et que cette dernière demeure libre 
d’exiger ensuite que des vérifications supplémentaires soient menées ;  

• Elle transmet directement la demande d’entrée à l’autorité migratoire cantonale 
compétente en précisant quels documents sont en cours de vérification ;  

• Une fois les vérifications volontaires terminées, la représentation transmet sans délai 
les résultats à l’autorité migratoire cantonale compétente.  
 

N.B. : lorsque la représentation suisse ou l’autorité migratoire compétente envisage de 

procéder à une étude sociale ou de voisinage dans un cas d’espèce, la représentation requiert 

du demandeur qu’il fournisse, par écrit, les noms et adresses des personnes concernées par 

l’étude, qu’il autorise la prise de contact avec ces derniers et qu’il s’engage à les informer de 

la démarche en cours.  

Test ADN 

L’art. 102, al. 1, LEI prévoit que lors de l’examen des conditions d’entrée ou lors d’une 

procédure relevant du droit des étrangers, l’autorité compétente peut saisir et enregistrer, au 

cas par cas, les données biométriques d’étrangers à des fins d’identification. La saisie et 

l’enregistrement peuvent être systématiques pour certaines catégories de personnes. 

Selon l’art. 87, al. 1, OASA, il s’agit des empreintes digitales, des photos et des profils d’ADN 

conformément à l’art. 50 de la loi fédérale sur l’analyse génétique humaine (LAGH ; RS 

810.12). 

La LAGH prévoit que dans une procédure administrative, l’autorité compétente peut 

subordonner l’octroi d’une autorisation ou d’une prestation à l’établissement d’un profil d’ADN 

si des doutes fondés ne pouvant être levés d’une autre manière existent quant à la filiation ou 

à l’identité d’une personne (art. 50, al. 1).  

En droit des étrangers, sont visées les situations où il existe des doutes fondés en ce qui 

concerne le lien familial. C’est notamment le cas lorsqu’un pays dispose d’un système d’état 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_102
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr#art_87
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2022/537/fr#art_50
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2022/537/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2022/537/fr
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civil peu développé, peu fiable (par exemple en raison de la corruption) ou inexistant. Le 

recours au test ADN est alors admissible s’il respecte le principe de la proportionnalité et s’il 

est établi avec le consentement écrit de la personne concernée (art. 50 al. 2 LAGH). Il est peu 

intrusif (frottis de la muqueuse jugale) et ne peut être utilisé à d’autres fins. Par ailleurs, 

lorsqu’une demande de regroupement familial est faite par le père et la mère, l’analyse peut 

être limitée à la mère et à l’enfant.  

Il n’est pas possible de décréter, d’une manière générale et a priori, que tous les ressortissants 

d’un État avec un système d’état civil peu développé, peu fiable ou inexistant doivent être 

soumis à un test ADN.  

Au surplus, les dispositions de la loi fédérale sur la protection des données du 25 septembre 

2020 (LPD ; RS 235.1) sont applicables à l’établissement d’un profil d’ADN dans le cadre de 

l’examen d’une demande d’entrée en vue du regroupement familial. 

Document de voyage national valable 

Dans le cadre de leur obligation de collaborer au sens de l’art. 90 LEI, les demandeurs doivent, 

en particulier se procurer une pièce de légitimation valable et reconnue (art. 13, al. 1, LEI et 8 

OASA cum 89 LEI). 

Lorsqu’aucun document de voyage national n'est présenté par un demandeur se prévalant des 

art. 42 à 45 LEI, la représentation suisse à l'étranger attire l'attention du demandeur sur 

l'obligation de présenter un document de voyage national valable et reconnu par la Suisse en 

vertu de l’art. 6 OEV, sous réserve des exceptions prévues à l’art. 7 OEV.  

À cette occasion, il appartient au demandeur de faire valoir qu'il ne peut pas fournir de 

document de voyage national valide et d'en indiquer les raisons. Si le demandeur fait valoir que 

la présentation d’un document de voyage national valable ne peut raisonnablement être exigée 

de lui ou qu'elle est objectivement impossible, la représentation suisse à l'étranger transmet la 

demande de regroupement familial aux autorités migratoires cantonales pour décision en y 

joignant son appréciation. Ces dernières, compétentes pour la procédure, examinent si, dans 

le cas particulier, la présentation du document de voyage est raisonnablement exigible ou non. 

Les deux cas de figure suivants se présentent le plus souvent dans la pratique : 

1. La personne à regrouper est reconnue comme réfugiée dans un autre État :  

La reconnaissance de la qualité de réfugié par un État partie à la Convention relative au 

statut des réfugiés (RS 0.142.30) est contraignante pour la Suisse. Par conséquent, la 

représentation suisse peut certes demander à la personne de fournir des documents en ce 

sens, notamment un titre de voyage pour réfugié prévus par la convention ou une 

attestation de l'État qui a reconnu la personne comme réfugiée. Tous les documents de 

voyage figurant sur la liste « Travel documents issued by third countries and territorial 

entities  » reconnus par la Suisse suffisent à prouver l'identité.  

En revanche, il est interdit à la représentation suisse à l'étranger de demander à la 

personne bénéficiant du regroupement familial de prendre contact avec les autorités de 

son pays d'origine en vue d'obtenir un passeport. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2022/491/fr
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_90
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_13
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_6
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/493/fr#art_7
https://home-affairs.ec.europa.eu/travel-documents-issued-third-countries-and-territorial-entities-part-i_en
https://home-affairs.ec.europa.eu/travel-documents-issued-third-countries-and-territorial-entities-part-i_en
https://home-affairs.ec.europa.eu/travel-documents-issued-third-countries-and-territorial-entities-part-i_en
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2. La personne regroupante est reconnue comme réfugiée en Suisse :  

Lors de l'établissement de l'identité des proches de personnes reconnues comme réfugiées 

en Suisse, il faut tenir compte de l'exigibilité de la collaboration à l'établissement de l'identité 

(cf. ATAF 2022 VII/2). La question de savoir si l'obligation d'obtenir des documents de 

voyage nationaux est raisonnablement exigible se détermine au cas par cas et nécessite 

de procéder à une appréciation globale de tous les aspects. Ainsi, le fait qu'un mariage n'ait 

été conclu qu'après la fuite du réfugié reconnu ou qu'aucun danger n'ait été invoqué lors 

d'une prise de contact avec les autorités d'origine plaide régulièrement en faveur de 

l'exigibilité de la prise de contact avec les autorités d'origine. En revanche, le fait que le 

mariage existait déjà au moment de la fuite ou des arguments concrets de mise en danger 

ne plaident généralement pas en faveur de l'exigibilité de la prise de contact avec les 

autorités du pays d'origine.  

Les représentations suisses à l'étranger peuvent prendre contact avec les autorités migratoires 

cantonales en cas d'incertitude sur la possibilité d'exiger un document de voyage du pays 

d'origine.  

S’il est estimé que la production d’un document de voyage national en cours de validité n’est 

pas raisonnablement exigible dans un cas particulier, les autorités cantonales migratoires 

pourront tout de même rendre une décision positive quant au regroupement familial.  

Conformément à l’art. 10, al. 1, let. a de l’ordonnance sur l’établissement de documents de 

voyage pour étrangers (ODV ; RS 143.5), un étranger est réputé « dépourvu de document de 

voyage » s’il ne possède pas de document de voyage national et qu’il n'est pas exigible de lui 

qu’il s’adresse aux autorités de son pays pour en établir un. Partant, dans une telle situation et 

en application de l’art. 3, let. a de l’ordonnance du DFJP concernant l’approbation (OA-DFJP ; 

RS 142.201.1), la décision positive rendue par les autorités migratoires cantonales sera 

soumise au SEM pour approbation.  

Dans ce cas de figure, la représentation se limitera à un contrôle de plausibilité de l’identité du 

demandeur lors de la délivrance du visa (voir ch. 2.5.1).   

2.4.2 Transmission à l’autorité migratoire cantonale compétente 

La représentation transmet le dossier du demandeur à l’autorité migratoire cantonale 

compétente dès que tous les documents essentiels sont disponibles et que l’examen 

préliminaire est terminé. 

S'il s'avère que les documents essentiels ou autres documents demandés par la 

représentation suisse à l’étranger ne sont pas tous présentés, cette dernière indique au 

demandeur de quels documents il s’agit et lui accorde un délai raisonnable pour les produire.  

Sans réponse de la part du demandeur dans le délai imparti, s’il renonce explicitement, par 

écrit, à fournir les documents ou s’il allègue, par écrit, que l’obtention de ces documents est 

objectivement impossible ou inexigible, la représentation suisse à l’étranger transmet le dossier 

à l’autorité migratoire cantonale compétente afin qu’elle prenne une décision quant à la suite à 

donner à la procédure. 

https://bvger.weblaw.ch/pdf/2022_VII-2_2022-05-06_b4e2780e-50c6-48c4-8fdd-4f4c4000b485.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/713/fr#art_10
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/518/fr#art_3
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En cas de survenance d’une situation de blocage (par exemples, lorsque les documents jugés 

nécessaires ne sont toujours pas disponibles malgré un temps d’attente relativement long, ou 

qu’il n’existe aucune perspective de réception des documents), la représentation suisse à 

l'étranger prend contact avec l'autorité migratoire cantonale sans délai. Cette dernière décide 

de la suite de la procédure, notamment si des documents doivent encore être demandés par 

la représentation suisse à l'étranger, si des documents doivent être vérifiés quant à leur 

authenticité et si elle est à même de prendre une décision concernant la demande de 

regroupement familial sur la base des documents dont elle dispose. 

2.4.3 Examen au fond 

L’autorité migratoire cantonale vérifie sa compétence avant d’envisager l’examen du dossier 

au fond (art. 10, al 2, LEI ; lieu de séjour envisagé). En particulier, elle s’assure qu’il s’agisse 

bien d’une demande de regroupement familial fondée sur les art. 42 à 45 LEI.  

Elle examine ensuite si les éléments réunis sont suffisants pour rendre une décision sur le fond. 

Sur cette base et si la demande n’est pas à rejeter pour d’autres motifs, elle décide si d'autres 

mesures d'instruction sont nécessaires ou si elle prend une décision sur la base du dossier 

existant. 

Si des mesures d'instruction complémentaires sont nécessaires, l'autorité migratoire cantonale 

compétente charge la représentation suisse à l'étranger de les prendre. L’autorité migratoire 

cantonale perçoit une avance de frais appropriée en précisant qu’elle poursuivra l’examen de 

la demande une fois l’avance versée. 

2.5 Décision 

2.5.1 Octroi de l’autorisation d’entrée 

Si les conditions visées aux art. 42 ss LEI sont remplies, l’autorité migratoire cantonale octroie 

l’autorisation d’entrée demandée et la transmet à la représentation.  

Si le demandeur a bénéficié d’une dérogation exceptionnelle quand bien même sa présence 

était exigible au vu des circonstances (voir ch. 2.3.2.3), l'autorité migratoire cantonale peut 

autoriser l'entrée à condition que l'identification puisse être effectuée sans aucun doute sérieux 

et qu'il n'y ait pas de raisons évidentes s'opposant à l'octroi d'un visa. 

2.5.2 Délivrance du visa D 

Dès lors que les autorités migratoires cantonales – respectivement le SEM, lorsque le cas lui 

est soumis pour approbation (voir ch. 2.6) – ont octroyé une autorisation d'entrée en vue du 

regroupement familial, la tâche de la représentation se limite en principe à l’identification du 

demandeur (comparaison de la personne au guichet avec les informations figurant dans le 

passeport et celles figurant sur l’autorisation d’entrée) et à la délivrance du visa D au 

demandeur. 

Des informations détaillées sur ce processus se trouvent au ch. 5 de la présente directive.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_10
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2.6 Procédure d’approbation 

Sont réservés les cas particuliers soumis à l’approbation du SEM en vertu de l’art. 99, al. 1, 

LEI cum art. 85, al. 2, OASA. Ils sont déterminés aux art. 3 et 6 de l’OA-DFJP. 

3. Procédure de regroupement familial fondée sur l’art. 85c LEI 

3.1  Généralités 

Le regroupement familial auprès des personnes admises à titre provisoire en Suisse et des 

réfugiés admis à titre provisoire est régi par l'art. 85c LEI. En vertu de cet article, les conjoints 

et les enfants célibataires de moins de 18 ans peuvent bénéficier du regroupement familial et 

obtenir le même statut trois ans après la décision d'admission provisoire, pour autant qu'ils 

aient l'intention de vivre en ménage commun, qu'un logement approprié puisse être trouvé et 

que la famille ainsi réunie en Suisse ne dépende pas de l'aide sociale. En outre, la personne 

qui est à l’origine de la demande ne doit pas percevoir de prestations complémentaires 

annuelles ni bénéficier de telles prestations du fait du regroupement familial et, à l'exception 

des enfants, elle doit être capable de communiquer dans la langue nationale parlée au lieu de 

résidence ou s'être au moins inscrite à une offre de promotion des connaissances linguistiques. 

L'art. 85c LEI est également applicable lorsque les membres de la famille se trouvent déjà en 

Suisse. 

En pratique, il convient de porter une attention particulière à la distinction entre ces situations 

et celles qui relèvent de l’asile familial au sens de l’art 51 LAsi (auprès de réfugiés ayant obtenu 

l’asile, voir ch. 4). 

3.2 Dépôt de la demande 

La demande de regroupement familial et d'inclusion dans l'admission provisoire doit être 

déposée auprès de l'autorité migratoire cantonale (art. 74, al. 1, OASA ; cf. également Directive 

III. Loi sur l’asile / 6 : Statut juridique, ch. 6.3.9). Celles-ci sont tenues d'accepter les demandes 

de regroupement familial même avant l'expiration du délai de trois ans prévu à l'art. 85c LEI et 

de les transmettre au SEM. Pour leur réception et l'ouverture de la procédure cantonale 

préliminaire, il n'est pas nécessaire que les membres de la famille qui se trouvent encore à 

l'étranger se présentent personnellement à une représentation suisse (ou déposent une 

demande de visa D). 

3.3 Examen de la demande 

L'autorité migratoire cantonale compétente ouvre la procédure cantonale préliminaire. Elle 

informe immédiatement le SEM de la réception de la demande. Elle se procure ensuite tous 

les documents nécessaires et examine si les conditions légales sont remplies. Au plus tard 

deux mois après le début de la procédure, elle transmet au SEM sa prise de position 

conformément à l'art. 74, al. 2, OASA, ainsi que tous les documents obtenus jusqu'alors, à 

l'aide du formulaire 2 « Prise de position ad art. 85c LEI (regroupement familial / inclusion dans 

la prise en charge provisoire) » (annexe 2.2 à la directive III/6, ch. 6.3.9).  

Si l'autorité migratoire cantonale compétente le juge nécessaire, elle peut, dans le cadre de sa 

prise de position au SEM, émettre une recommandation complémentaire indiquant s'il y a lieu 

de procéder à une vérification des documents ou à un test ADN. Le SEM décide ensuite si des 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr#art_85
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/518/fr#art_3
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_85_c
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr#art_74
https://www.sem.admin.ch/sem/fr/home/publiservice/weisungen-kreisschreiben/asylgesetz/rechtliche_stellung.html
https://www.sem.admin.ch/sem/fr/home/publiservice/weisungen-kreisschreiben/asylgesetz/rechtliche_stellung.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/fr#art_74
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/asyl/rechtliche_stellung/anh2-1_anzeige-gesuch.docx.download.docx/anh2-1_anzeige-gesuch-f.docx
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investigations complémentaires peuvent être menées en Suisse ou doivent l'être à l'étranger. 

Le cas échéant, le SEM contacte la représentation à l'étranger compétente et lui donne les 

instructions nécessaires.  

Dans la procédure de regroupement familial en vertu de l’art. 85c LEI, l'octroi de l'autorisation 

d'entrée sur le territoire ne dépend pas nécessairement de la présentation de documents 

d'identité valables. Dans le cadre des mesures d'instruction, le SEM demande généralement 

la remise de tous les documents d'identité et les fait vérifier, si nécessaire, par le service interne 

chargé de l'analyse des documents ou par le service chargé de l'analyse des pays. Le SEM 

procède à une appréciation globale de toutes les informations et de tous les documents et 

vérifie la vraisemblance de l'identité ou du lien de parenté. C'est cette vraisemblance (par 

exemple au moyen d'une analyse ADN, de photos de famille ou d'autres pièces justificatives) 

qui est déterminante pour l'octroi de l'autorisation d'entrée par le SEM.  

Si la personne rejoignant sa famille obtient entre-temps une autorisation de séjour (cas de 

rigueur), voir ch. 3.4.3. 

3.4 Décision 

3.4.1 Autorisation d’entrée 

La décision relative aux demandes de regroupement familial et d'inclusion dans l'admission 

provisoire au sens de l'art. 85c LEI relève de la compétence exclusive du SEM. Il n'est pas lié 

par la prise de position cantonale. Les autorités migratoires cantonales ne sont pas habilitées 

à statuer sur le fond, ni à n'entrer en matière, à classer ou à différer les demandes selon l’art. 

85c LEI. 

Si les conditions matérielles et temporelles prévues à l'art. 85c LEI sont remplies, le SEM 

autorise les membres de la famille à entrer en Suisse en transmettant une autorisation d'entrée 

(accompagnée des copies des pièces d'identité présentées) à la représentation suisse à 

l'étranger compétente. 

La représentation suisse à l'étranger convoque ensuite la personne à regrouper pour un 

entretien visant à vérifier son identité et à lui remettre le formulaire de visa. En cas de 

divergences lors de la vérification de l'identité, il convient de contacter immédiatement le SEM. 

Des informations détaillées sur ce processus se trouvent au ch. 5 de la présente directive.  

Le SEM tient compte de l’arrondissement consulaire des représentations, mais peut faire des 

exceptions. 

3.4.2 Inclusion dans l’admission provisoire 

Après leur entrée en Suisse, les personnes regroupées se présentent immédiatement à 

l'autorité migratoire cantonale compétente. Celle-ci annonce leur entrée en Suisse au SEM et 

lui transmet les documents d'identité des membres de la famille (art. 20, al. 1, de l’ordonnance 

dur l’exécution du renvoi et l’expulsion d’étrangers [OERE ; RS 142.281]). Le SEM rend ensuite 

généralement une décision de renvoi assortie d'une admission provisoire (inclusion dans 

l'admission provisoire) à l'encontre des personnes ayant rejoint leur famille. Si la personne 

ayant regroupé sa famille a entre-temps obtenu une autorisation de séjour (cas de rigueur), 

voir ch. 3.4.3. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_85_c
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_85_c
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/357/fr#art_20
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/357/fr#art_20
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Si les personnes qui rejoignent leur famille souhaitent faire valoir leurs propres motifs d'asile 

ou, si la personne qui les a regroupés a obtenu la qualité de réfugié, et qu’elles souhaitent être 

intégrées dans la qualité de réfugié de cette dernière conformément à l'art. 51, al. 1, LAsi, elles 

doivent se présenter en personne au centre fédéral pour requérants d'asile compétent. Avant 

d'accorder l'admission provisoire au sens de l'art. 85c LEI, le SEM examine d'abord la demande 

au sens de l'art. 51, al. 1, LAsi ou la demande d'asile propre. Les enfants non accompagnés 

de moins de 14 ans doivent être annoncés directement à l'autorité migratoire du canton de 

séjour (art. 8, al. 4, de l’ordonnance 1 sur l’asile relative à la procédure [OA 1 ; RS 142.311]).  

3.4.3 Obtention d’une autorisation de séjour pour cas de rigueur 

Si, en cours de procédure, une personne admise à titre provisoire ou un réfugié admis à titre 

provisoire obtient une autorisation de séjour en vertu de l'art. 84, al. 5, LEI (autorisation dans 

les cas de rigueur), l'admission provisoire prend fin de plein droit (art. 84, al. 4, LEI) et l'inclusion 

des membres de la famille dans l'admission provisoire en vertu de l'art. 85c LEI n'est plus 

possible. En raison de la suppression de la base légale, la demande devient sans objet en 

vertu de l'art. 85c LEI et est classée par le SEM. Il appartient désormais à l'autorité cantonale 

compétente en matière de migration d'examiner si les conditions pour un regroupement familial 

ou l'octroi d'une autorisation de séjour aux membres de la famille sont remplies en vertu de 

l'art. 44 LEI. Le SEM n'est plus compétent en la matière, mais doit toutefois transmettre d'office 

la demande de regroupement familial à l'autorité migratoire cantonale compétente en vertu de 

l'art. 8, al. 1, de la loi fédérale sur la procédure administrative (PA ; RS 172.021) (voir arrêt TAF 

F-2872/2022 du 30 novembre 2022, consid. 4.3). Cela vaut indépendamment du fait qu'une 

autorisation d'entrée ait déjà été délivrée ou que les conditions prévues à l'art. 85c LEI n'aient 

pas encore été examinées de manière définitive par le SEM. 

Si l'autorité cantonale compétente en matière de migration refuse d'octroyer une autorisation 

de séjour après que l'entrée a déjà été autorisée et ordonne le renvoi de Suisse, elle peut, si 

l'exécution du renvoi s'avère impossible, illicite ou inexigible, demander au SEM l'admission 

provisoire en vertu de l'art. 83, al. 1 et 6, LEI. 

4. Procédure visant à accorder l’asile aux familles en vertu de l’art. 51, al. 1 

et 4, LAsi 

4.1  Généralités 

Conformément à l'art. 51, al. 1, LAsi, le conjoint – ainsi que les personnes y étant assimilées, 

c’est-à-dire le concubin et le partenaire enregistré – et les enfants mineurs d’un réfugié sont 

reconnus comme réfugiés et obtiennent l'asile, pour autant qu’aucune circonstance particulière 

ne s'y oppose. Si les ayants droit ont été séparés lors de leur fuite et se trouvent à l'étranger, 

leur entrée sur le territoire sera autorisée sur demande, conformément à l'art. 51, al. 4, LAsi.  

Le regroupement familial au titre du droit d'asile ne s'applique qu'aux réfugiés reconnus ayant 

obtenu l'asile. Les réfugiés admis à titre provisoire doivent engager une procédure au sens de 

l'art. 85c LEI (voir ch. 3). 

Étant donné que les réfugiés bénéficiant de l'asile disposent également d'une autorisation de 

séjour (permis B) ou d'une autorisation d'établissement (permis C), ils ont également la 

possibilité de demander le regroupement familial en vertu des art. 43 ou 44 LEI (voir ch. 2) si 

les conditions du regroupement familial prévu par le droit d'asile ne sont pas remplies. C'est le 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/fr#art_51
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/fr#art_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr#art_84
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1969/737_757_755/fr#art_8
https://bvger.weblaw.ch/pdf/F-2872-2022_2022-11-30_bc70ced3-d5f3-49f5-80be-ad3b57a4bc52.pdf
https://bvger.weblaw.ch/pdf/F-2872-2022_2022-11-30_bc70ced3-d5f3-49f5-80be-ad3b57a4bc52.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/fr#art_51
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cas, par exemple, lorsque la famille n'a été constituée qu'après la fuite du pays d'origine et n'a 

donc pas été séparée par la fuite ou lorsque des circonstances particulières s'opposent au 

regroupement familial au sens de l'art. 51 LAsi. Il y a des circonstances particulières lorsque, 

par exemple, le membre de la famille à regrouper bénéficie déjà du statut de réfugié dans un 

pays tiers sûr ou possède une nationalité autre que celle du réfugié et que la relation peut 

également être vécue dans le pays d'origine du membre de la famille non persécuté. 

Dès que les membres de la famille se trouvent en Suisse, ils peuvent bénéficier du statut de 

réfugié en vertu de l'art. 51, al. 1, LAsi, même s'il s'agit de réfugiés sans asile ou si la famille 

n'a pas été séparée par la fuite. 

4.2 Dépôt de la demande 

La demande doit être adressée par écrit au SEM (Domaine de direction Asile, Division 

Procédure d'asile et pratique AAVP).  

4.3 Examen de la demande 

Le SEM examine les demandes et procède aux clarifications nécessaires. Si nécessaire, il peut 

par exemple demander la vérification de documents, des clarifications, l'audition des proches 

ou des analyses ADN à la représentation suisse à l’étranger. 

Dans la procédure de regroupement familial en vertu de l’art. 51, al. 1 et 4, LAsi, l’octroi de 

l'autorisation d'entrée sur le territoire ne dépend pas nécessairement de la présentation de 

documents d'identité valables. Dans le cadre des mesures d'instruction, le SEM demande 

généralement la remise de tous les documents d'identité et les fait vérifier, si nécessaire, par 

le service interne chargé de l'analyse des documents ou par le service chargé de l'analyse des 

pays. Le SEM procède à une appréciation globale de toutes les informations et de tous les 

documents et vérifie la vraisemblance de l'identité ou du lien de parenté. C'est cette 

vraisemblance (par exemple au moyen d'une analyse ADN, de photos de famille ou d'autres 

pièces justificatives) qui est déterminante pour l'octroi de l'autorisation d'entrée par le SEM. 

4.4 Décision 

Si les conditions prévues à l'art. 51, al. 1 et 4, LAsi sont remplies, le SEM autorise les membres 

de la famille à entrer en Suisse en transmettant à la représentation suisse à l'étranger une 

autorisation d'entrée (accompagnée, le cas échéant, de copies des pièces d'identité 

présentées). 

La tâche de la représentation se limite alors à l’identification du demandeur et à la délivrance 

du visa D. Des informations détaillées sur ce processus se trouvent au ch. 5 de la présente 

directive.  

Le SEM tient compte de l’arrondissement consulaire des représentations mais peut faire des 

exceptions. 

Une fois entrés en Suisse, les membres de la famille qui ont été regroupés doivent déposer 

personnellement une demande d'asile dans un centre fédéral afin de faire valoir leurs propres 

motifs d'asile ou de demander l'octroi de la qualité de réfugié et l'asile au titre du regroupement 

familial conformément à l'art. 51, al. 1, LAsi. Une procédure d'asile est ensuite engagée. Si les 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/fr#art_51
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membres de la famille renoncent à déposer une demande d'asile dans un centre fédéral, leur 

séjour est examiné conformément aux dispositions de la LEI. Les enfants de moins de 14 ans 

qui rejoignent leurs parents en Suisse déposent leur demande d'asile directement auprès de 

l'autorité migratoire cantonale du canton de séjour (art. 8, al. 4, OA 1). Les autorités migratoires 

cantonales utilisent à cet effet le formulaire d'annonce correspondant (annexe 2.3 à la directive 

III / 1 « Formulaire d'annonce pour les enfants ayant rejoint leurs parents »). 

5. Compétences des représentations suisses à l’étranger  après l’octroi de 

l’autorisation d’entrée 

Dès lors que les autorités migratoires compétentes ont octroyé une autorisation d'entrée en 

vue du regroupement familial, la tâche de la représentation se limite en principe à l’identification 

du demandeur (comparaison de la personne au guichet avec les informations figurant dans le 

passeport et celles figurant sur l’autorisation d’entrée) et à la délivrance du visa D au 

demandeur. 

Si la représentation émet exceptionnellement de sérieux doutes sur l’identité du demandeur 

– soit lorsqu’elle dispose d’indications concrètes relatives à des informations erronées ou à la 

dissimulation de faits essentiels – ou qu’elle remarque de sérieux indices laissant supposer 

un danger pour la sécurité intérieure ou extérieure de la Suisse au moment de la 

délivrance du visa, elle contacte sans délai l’autorité qui a émis l’autorisation d’entrée afin de 

la rendre attentive à ses constatations. Dans ce cas de figure, la délivrance du visa est reportée 

jusqu'à ce que les doutes soient dissipés et le demandeur est informé de l’impossibilité 

temporaire de lui délivrer un visa. L'autorité compétente en matière de migration décide 

rapidement de la suite de la procédure. La représentation suisse agit ensuite selon les 

instructions de l’autorité compétente. 

Lorsque le demandeur est dépourvu de document de voyage (voir ch. 2.4.1 Document de 

voyage national valable) mais que l’autorité migratoire compétente a néanmoins octroyé une 

autorisation d’entrée, il est considéré que l’identité du demandeur est suffisamment établie. La 

tâche de la représentation suisse à l’étranger se limite à procéder à un contrôle de plausibilité 

(par exemple : comparaison de la personne au guichet avec les photographies, comparaison 

du sexe, de l’âge et, en cas de doutes, questions sur l’identité et les liens familiaux dans le 

cadre d’un bref entretien). À ce stade, la représentation ne procède à aucun examen de 

contenu approfondi ou à d’autres mesures d’instructions car la procédure a pris fin avec l’octroi 

de l’autorisation d’entrée par l’autorité compétente. Si la représentation émet 

exceptionnellement de sérieux doutes sur l’identité du demandeur, les procédures décrites ci-

dessus s’appliquent (prise de contact avec l’autorité migratoire compétente, report de la remise 

du visa, information au requérant). 

  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/fr#art_8
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/asyl/rechtliche_stellung/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme.docx.download.docx/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme-f.docx
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/asyl/rechtliche_stellung/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme.docx.download.docx/anh2-3_gesuch-vorl-aufnahme-f.docx
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6. Entrée en vigueur 

Les présentes directives entrent en vigueur le 1er janvier 2026. Elles remplacent la directive 

No. 322.3-12 « Demande d’entrée en vue du regroupement familial : Profil d’ADN et examen 

des actes d’état civil » du 25 juin 2012.  

Meilleures salutations 

Secrétariat d’État aux migrations SEM 

 

 

Regula Mader      Claudio Martelli 
Sous-directrice     Sous-directeur 
Domaine de direction Immigration et intégration Domaine de direction Asile 

 

 

 

 

 

 

• Annexe I : Liste des Etats 

  

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/familie/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-f.pdf.download.pdf/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-f.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/familie/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-f.pdf.download.pdf/20120625-weis-dnaprofil-familiennachzug-f.pdf
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